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Der Londoner Traktat.





Für die schleswig-holsteinische Frage giebt es nur eine Lösung, 
von welcher man sich eine dauernde Beruhigung versprechen darf. 
M an muß die (Elemente, welche in einem gemeinsamen Staatswesen 
nicht friedlich zusammen existiren können, von einander scheiden, oder 
vielmehr, man muß den natürlichen Scheidungsprozeß nur nicht hemmen 
wollen. Die einzige richtige Lösung der Frage ist die Trennung der 
Herzogthnmer von Dänemark; —  nicht etwa Mos eine legislative 
und administrative Trennung, sondern die vollständige dynastische 
Trennung. Jedes andere M ittel ist nur ein Palliativ. M an kann 
es vielleicht dahin bringen, daß die nichtswürdige Barbarei, mit der 
jetzt die Schleswigs mißhandelt werden, etwas gemildert wird. Aber 
die Krankheitsursache ist nicht entfernt, so lange man an der Idee des 
sogenannten dänischen Gesammtstaats festhält. Erst wenn der König 
von Dänemark nicht inehr Herzog von Schleswig-Holstein sein wird, 
wird ein gutes Vernehmen zwischen Deutschland und Dänemark her­
gestellt werden können.

Im  Jahre 1852 glaubte die europäische Diplomatie die deutsch­
dänische Streitfrage, welche seit einer Reihe von Jahren den Norden 
Europa's in Gührnng versetzte, für die Zukunft gänzlich erledigt zu 
haben. Aber in solchen Hoffnungen und Erwartungen hat man sich 
vollständig getäuscht. Das Abkommen von 1852 beruhte ans der 
Idee des Gesammtstaats; es hat nur dazu beigetragen, beide streitende 
Theile noch mehr gegen einander zu erbittern und aufzuregen, ohne 
auch nur im Entferntesten die Ursache des Streits zu beseitigen. Der 
kleine Gesammtstaat konsumirt seitdem seine ganze Kraft damit, daß



die eine Hälfte desselben gegen die andere den empörendsten Drnck 
ansübt. In  den mißhandelten Herzogtümern wächst täglich die Er- 
bitternng der Gemüther und die Unleidlichkeit der Zustände; die Par­
teien in Dänemark aber sind dennoch nicht zufrieden gestellt. Die 
Ursache der Zerrüttung und Verwirrung liegt nicht so sehr in den 
leitenden Personen, als in den Verhältnissen. Die grobe brutale Art, 
die grenzenlose Willkür, mit der in Kopenhagen die Dinge angefaßt 
werden, hat die Krisis beschleunigt; aber selbst eine weise, besonnene 
und rücksichtsvolle Regierung hätte das Uebel nur für eine Zeit lang 
verdecken können.

Denn es ist eine Absurdität, zu glauben, daß eine Gesammt- 
staatsverfassnng im Stande sei, die Schäden und Gebrechen der dä­
nischen Monarchie zu heilen und das morsche Staatsgebünde dersel­
ben vor dem Zusammensturz zu schützen. Die gesammte dänische 
Monarchie zählt etwa zwei und eine halbe M illion  Einwohner. Die 
größere Hälfte von diesen gehört der skandinavischen, die kleinere Hälfte 
der deutschen Nationalität an. Die Monarchie besteht ans dem eigent­
lichen Königreiche Dänemark, zu welchem die weit vom Mutterlande 
entfernt liegenden und von einer verschiedenen Nationalität bewohnten 
Nebenländer Island und die Färöer gehören; sodann aus dem Her­
zogthum Schleswig, welches eine eigentümliche Mittelstellung zwischen 
Dänemark und Dentschland einnimmt und ein völkerrechtlich garmi- 
tirtes Recht ans Selbständigkeit und Gleichberechtigung mit den übri­
gen Theileu der Monarchie besitzt; endlich ans den beiden ganz deut­
schen und zum deutschen Bunde gehörigen Herzogtümern Holstein 
und Lanenbnrg. In  der so zusammengesetzten Monarchie soll jeder 
einzelne Theil seine eigene Verfassung, alle Theile zusammen aber eine 
gemeinsame Verfassung haben. Wer sollte nicht einsehen, daß in einem 
so komplizirten Staatsgebäude von vornherein der Keim der Auflösung 
liegt? In  der kleinen dänischen Monarchie bestehen gleichzeitig neben 
einander nicht weniger als sieben verschiedene Verfassungen mit acht 
repräsentativen Versammlungen, und mit einem Gesammt-Ministe­
rium, von welchem ein Theil, nämlich die Minister für Inneres,



Kultus uud Justiz, dem dänischen Reichstag verantwortlich sind. Die 
übrigen Minister, für Auswärtiges, Finanzen, Krieg uud Marine, 
sind für einen Theil ihrer Geschäfte dein sogenannten Rumpsreichs­
rath, für einen anderen Theil nur dem Könige allein, oder richtiger 
gar nicht verantwortlich. Eine solche monströse Verfassung muß zu 
fortwährenden Konflikten zwischen den verschiedenen Nationalitäten und 
den einzelnen repräsentativen Versammlungen, und wiederum zwischen 
diesen und der Regierung führen. Der größte Staatsmann der Welt 
würde nicht im Stande sein, unter solchen Verhältnissen ans die Dauer 
mit Erfolg das Staatsrnder zu führen. Was die Dänen wollen, ist 
den Deutschen zuwider; was die Deutschen wünschen, wird von den 
Dänen bekämpft. So lange Hall und Lehmann regieren, wird ganz 
natürlich gegen die Herzogthümer die brutalste Willkür geübt. Kämen 
einmal Männer wie Reventlou und Beseler an's Ruder, was doch 
in einem Gesannntstaat immerhin möglich sein müßte, so würden sie 
damit anfangen müssen, in Dänemark den Belagerungszustand zu 
erklären. So entsteht ans dieser unnatürlichen Staatseinrichtnng nichts 

-als gegenseitiges Mißvergnügen und gegenseitige Erbitterung, und die 
besten Kräfte reiben sich in diesem hoffnungslosen Kampfe auf. Eine 
Personalunion der Herzogthümer mit Dänemark war nur möglich 
unter einem faktisch absoluten Regimente; sobald die Entwickelung zur 
konstitutionellen Staatssorm fortgeschritten ist, muß sich von einander 
scheiden, was naturgemäß nicht zusammen gehört.

Wer eine andere Lösung, als die Aufhebung jeder Union der 
Herzogthümer mit Dänemark im Auge hat, der hat noch nicht die Ele­
mente der Frage begriffen. Auch Deutschland kann in seinem eigenen 
Interesse sich nur bei einer vollständigen dynastischen Trennung Schles­
wig-Holsteins vom Königreich beruhigen. Denn wenn man in Deutsch­
land Theilnahme für das Schicksal der Herzogthümer empfindet, so 
ist das doch nicht etwa blos eine mitleidige oder sentimentale Theil­
nahme, welche über die Missethaten der „schwarzen Gensd’annen" odel­
der dänischen Zuchthanskandidaten, die als Beamte nach Schleswig 
geschickt werden, eine gelinde Entrüstung empfindet. Die Schleswig-



Holsteiner erwarten von Deutschland die politische Theilnahme, welche 
auf der Einsicht von der Wichtigkeit dieser Lande für die Zukunft 
Deutschlands beruht. Es handelt sich in den Herzogthümern in erster 
Linie nicht um eine Frage des konstitutionellen Rechts, sondern um 
eine politische Machtsrage. Wäre es den Schleswig-Holsteinern nur 
um ein größeres Maß konstitutioneller Freiheiten zu thun, so könnten 
sie nichts Klügeres thun, als sich eilig den Dänen in die Arme zu 
werfen. Aber sie wollen sich von ihrem Mntterlande nicht losreißen 
lassen: das ist der Gegenstand des Kampfes. W ir können nie von 
dem Gedanken «blassen, daß es einmal wieder eine deutsche Politik 
geben wird. Bom Standpunkt einer deutschen Politik aber handelt 
es sich nicht darum, ob die Holsteiner etwas mehr oder weniger Stener- 
bewiüignngsrecht haben sollen, oder ob die Schleswigs ihre Kinder 
von deutschen Lehrern dürfen unterrichten lassen, sondern die Frage 
ist: Sollen diese Lande zwischen der Ostsee, der Elbe und der Nord­
see, ans deren Besitz die ganze Zukunft einer deutschen Marine be­
ruht, innerhalb des deutschen oder eines fremden Machtbereichs liegen? 
Sollen sie im Fall eines Krieges eine Verstärkung der deutschen 
Macht bilden, oder ein gefährlicher in das deutsche Gebiet hineinge­
schobener Keil sein? So lange der Fürst, welcher unmittelbar vor 
den Thoren von Hamburg regiert, zugleich ans dem dänischen Throne 
sitzt, ist die Zugehörigkeit Holsteins zum deutschen Bunde nichts als 
eine staatsrechtliche Fiktion. Einige deutsche Generale erhalten da­
durch das Recht, zu bestimmten Terminen die dänischen Truppen zu 
inspiziren, welche unter dem Namen eines deutschen Bnndeskontingentes 
in Holstein stehen. Für den Fall eines Krieges aber würde dieses 
sogenannte Bnndeskontingent nicht gegen den Feind Deutschlands, 
sondern gegen den Feind Dänemarks marschiren. Während der deut­
schen Freiheitskriege mußten holsteinische Truppen noch im Jahre 1814 
als Bundesgenossen Frankreichs gegen Deutschland kämpfen. Diese 
Schmach kann sich in jedem Augenblick wiederholen. So lange die Union 
besteht, werden die Herzogthnmer in allen auswärtigen Fragen den 
Bahnen folgen müssen, welche das einseitige dänische Interesse verlangt.



D ie  Aufhebung der P ersonalun ion  zwischen Schlesw ig-H olstein  
und D änem ark liegt also im  Interesse Deutschlands, der H er zo g tü ­
mer und selbst D änem arks. Keine F ü g u n g  konnte günstiger sein, a ls  
wenn der legitime G a n g  der Erbfolgeordnung in vollkommen ruhiger 
W eise die Trennung der Herzogthümer von dem Königreiche herbei­
führte, ähnlich, wie im  Jahre 1837 die Krone H annover wieder von 
der Krone Großbritannien getrennt wurde. E in  solches glückliches
Ereigniß schien in naher Aussicht zu stehen. D er M ann sstam m  des 
K önigs Friedrich III. steht nur noch ans vier A ngen. D er jetzige 
K önig Friedrich VII. und sein O heim  P rinz Ferdinand sind die letz­
ten männlichen Sprossen ans dem S ta m m  Friedrich's III. B eide  
sind kinderlos. P rin z Ferdinand, geboren 1792, ist jetzt 70 Jahre  
alt. K önig Friedrich VII., geboren 1808, war zweim al ebenbürtig, 
und ist jetzt zum drittenmal, d iesm al in morganatischer Ehe, vermählt. 
V o n  seinen beiden ersten G em ahlinnen ist er geschieden, ohne m it 
ihnen Kinder erzeugt zu haben. S o l lte  seine jetzige Ehe m it der 
G räfin  D anner, gebornen R asm ussen, noch beerbt werden, so könnte 
d as für die Thronfolge keine Bedeutung haben.

S o m it  wird also der M an n sstam m  Friedrich's III. in einer 
nicht allzu fernen Zukunft anssterben. I n  demselben M o m en t aber 
würde nach legitimem Erbrecht die P ersonalunion  zwischen Dänem ark  
und den Herzogthümcrn aushören müssen. D en n  die Erbfolgeordnung  
ist für beide Länder nur so lange dieselbe, a ls  der M ann sstam m  
Friedrich's III. besteht.

D ie  Herzogthümer hatten, a ls  ihre Lehnsverbmdnngen, die S ch le s­
w ig s  1658, die H olsteins 1806, anfhörten, a ls  M ann lehen  die agna- 
tische Succession im  Hanse des ersten Erwerbers. Erster Erwerber 
war Christian I., König von Dänem ark, welcher im  Jahre 1460 von 
dem schleswig-holsteinischen Landtage zum Landesfürsten gewählt wurde. 
Er ist der S ta m m va ter des ganzen oldenburgischen H auses, und es 
erhielt daher der ganze M ann sstam m  desselben ein durch ihn begrün­
detes Erbsolgerecht in den beiden Herzogthümern. Verschiedene V er­
träge hatten es anerkannt und fester bestimmt; Prim ogeniturordnnngen
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bon 1 6 0 8 ,  1 6 3 3  und 1 6 5 0  hatten, nach Erlöschung des W ahlrechts 
in den drei H auptlin ien , die E rbfo lgeordnung nach der Erstgeburt 
geordnet. D ie  R eihenfolge, in  welcher d a s Recht zur T h ronfolge in ­
nerhalb des oldenbnrgischen G esam m thauses vererbt, ergiebt sich m ts 
folgendem . D a s  oldenburgische H a n s  theilt sich in zwei H anptlin ien , 
die königliche und die gottorfische Linie. D ie  königliche L inie theilt 
sich in  eine ältere Linie, welcher der jetzt regierende K önig  und der 
P rin z  F erd inand  angehören, und in eine jüngere, welcher die herzog­
lichen H äuser von  A ngustenburg und G lncksbnrg angehören. D ie  
gottorfische L inie theilt sich in drei S p e z ia llin ie n . D ie  älteste von  
diesen ist d a s  kaiserlich russische H a n s , d ann  fo lg t die schwedische Linie, 
von  welcher aber nur noch P r in z  G u stav  von  W asa  a ls  der letzte 
m ännliche S p r o ß  am  Leben ist, endlich die großherzoglich oldenburgische 
F a m ilie . D ie  königliche H an p tlin ie  m uß ansgestorben sein, ehe die 
Successionsrechte der gottorfischen wirksam werden. A lso  fo lg t in den 
H erzogthnm ern S c h le s w ig -H o ls te in  der älteren königlichen Linie die 
angustenburgische, dieser die glncksbnrgische, sodann die russische, dar­
auf die schwedische (P r in z  G u stav  von W a sa ), und endlich die groß- 
herzoglich-oldenbnrgische; in jeder dieser L inien aber g ilt  der V orzu g  
der Erstgeburt.

A n d ers im  Königreich D änem ark . D ieses w ar zur Z eit Chri­
stian's I .  ein W ahlreich und  blieb dies noch zw ei Jahrhunderte bis 
zum  J a h r  1 6 6 0 .  W en n  während dieser Zeit der dänische R eichsrath  
einen Anderen, a ls  den nächsten Erben der H erzogthnm er, zum  K önige  
von D änem ark  gew äh lt hätte, so würde d a m a ls  S c h le sw ig -H o ls te in  
von D änem ark  getrennt worden sein. Erst seit 1 6 6 0  ist die Krone 
im  Königreich D än em ark  erblich gew orden. D a m a ls  brach K önig  
Friedrich I I I .  m it H ü lfe  des B orgerstandes die überm äßige G ew a lt  
des A d e ls  und begründete durch d a s dänische Königsgesetz den v o ll­
kommensten und konsequentesten A b so lu tism u s, welcher je in der W elt  
existirt hat. D ie  E rbfo lge in D änem ark  wurde durch d as K ö n ig s­
gesetz so geordnet, daß die K rone erblich wurde in der m ännlichen  
und weiblichen L in ie Friedrich's I I I .  D e r  M a n n ss ta m m  sollte dem
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W eiberstam m  Vorgehen. W en n  aber der M a n n ss ta m m  ansstirbt, so 
sollen die W eiberstäm m e folgen. F ü r  den jetzt vorliegenden F a l l  ist 
bestim m t, daß, w enn der letzte K önig  anch keine Töchter h in terläßt, 
diejenige P rinzessin  von G e b lü t folgen soll, welche ihm  von V a te r­
stile am  nächsten verw an dt ist. D ie s  w ürde gegenw ärtig  die V a te rs ­
schwester des jetzigen K önigs, die L an dg rä fin  C harlo tte  von Hessen 
sein, vorausgesetzt, daß sie den K önig u nd  den P rin ze n  F erd in an d  
überlebt. D ie s  aber ist nicht wahrscheinlich. D e n n  die L an d g rä fin  
C harlo tte , geboren 1 7 8 9 , ist jetzt 7 3  J a h re  a lt;  der K önig, geboren 
1 8 0 8 , ist 5 4  J a h re  alt. S t i r b t  die L an d g rä fin  C harlo tte  vor dem 
K önig  oder dem P rin ze n  F e rd in an d , so hat weder ih r S o h n , der 
P r in z  Friedrich von Hessen, noch eine ihrer drei Töchter d as  nächste 
Erbrecht an  die dänische K ro ne; sondern dieses Erbrecht geht über an  
die beiden Töchter K önig  Friedrich 's VI. V o n  diesen ist die ältere 
v erm äh lt m it dem jetzigen E rbprinzen  F e rd in a n d ; die jüngere ist die 
erste geschiedene F r a u  des jetzigen K ön ig s und  ist in zweiter Ehe ver­
m ä h lt  m it dem Herzog K arl von G lücksburg . S o  ist die B estim ­
m u n g  des dänischen Königsgesetzes, nach welchem d as  W eib  vom  
M a n n e  unbedingt dem M a n n e  vom  W eibe Vorgehen soll. Also gehen 
die Töchter F riedrich 's VI., welche W eiber vom  M a n n e  sind, unbe­
d in g t dem P rin ze n  Friedrich von Hessen vor, der ein M a n n  vom  
W eibe ist.

S o  ist d as  legitim e Erbrecht in D än em a rk  u nd  in den Herzog- 
thüm ern . U m  die Verschiedenheit in  e in e m  S a tze  nochm als kurz 
anzngeben: in D än em a rk  ist erbberechtigt, wer agnatisch oder kogna- 
tisch von Friedrich III. ab stam m t; in S ch le sw ig -H o lste in  ist erbbe­
rechtigt, wer agnatisch von C hristian  I. abstam m t.

D iesem  legitim en Erbrecht stand d a s  europäische V o ru rth e il ent­
gegen, daß die E rh a ltu n g  der In te g r i tä t  der dänischen M onarch ie  im  
allgem einen europäischen Interesse wünschenswerth sei. D ieses V o r-  
nrtheil haben die fü n f G roßm ächte höher gehalten, a ls  d as  P rin z ip  
der L egitim ität. I n  dem  L ondoner T ra k ta t vom  8. M a i  1 8 5 2  hat 
die europäische D ip lo m a tie  d a s  P r in z ip  der L eg itim itä t einer verm eint-
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lichen europäischen Konvenienz zum O pfer gebracht. D er Londoner 
T raktat ist unterzeichnet von den Vertretern von Oesterreich, F ran k ­
reich, E ngland , Preußen, R uß land , Schweden und D änem ark. D ie 
genannten M ächte erkennen das P rinz ip  der In te g r itä t der dänischen 
M onarchie a ls  unw andelbar an, und verpflichten sich, fü r den F all, 
daß der M an n sstam m  des K önigs Friedrich III. erlöschen sollte, den 
P rinzen  Christian von Glücksburg und seine au s  der Ehe m it der 
Prinzessin Luise von Hessen in gerader Linie entsprossenen männlichen 
Deszendenten a ls  erbberechtigt für die Gesammtheit der gegenwärtig 
unter dem S zepter des K önigs von D änem ark vereinigten Lande an- 
zuerkennen. D er Londoner T raktat stellt also einen P rinzen , der we­
der in D änem ark noch in den Herzogthümcrn der zunächst Berechtigte 
war, a ls  Thronfolger für die gesammte M onarchie auf. A uf G ru n d ­
lage dieses T rak tats wurde sodann das sogenannte Thronfolgegesetz 
fü r die dänische M onarchie vom 31 . J u l i  1 8 5 3  erlassen.

D er P rin z  von Noer zieht in seinen kürzlich erschienenen „A uf­
zeichnungen" aus diesem V organg  die nachstehende M o ra l:  „E in  D i­
plom aten-K ongreß maßte es sich an, zehn Erbberechtigte zu ignoriren 
und den elften a ls  Thronfolger zu proklamiren. Welche Folgerungen 
sind hieraus zu ziehen? Erstlich, daß das Recht von G ottes G naden 
nicht mehr existirt (denn dieses kann doch nur bedeuten, daß derjenige, 
den G o tt in dem Erbrecht hat geboren werden lassen, nicht durch 
menschlichen Beschluß oder physische G ew alt daraus verdrängt werden 
darf). Zw eitens, daß ein oder der andere M achthaber, der einen 
T hron  zu seinem V ortheil oder nach seiner Laune anders besetzt 
wünscht, das Recht hat, int Verein m it anderen M ächten die N eu­
besetzung vorzunehmen. D rittens, daß es den U nterthanen gleichfalls 
freisteht, ihre Herrscher zu entlassen oder zu vertauschen; denn am  
E nde haben diese doch das größte Interesse dabei, wer auf dem 
Throne ihres Landes sitzt." S o  nrtheilt ein M itg lied  eines souverä­
nen Hauses. W ir unsererseits können es den zunächst Betheiligten 
überlassen, sich die Konsequenzen weiter auszum alen, welche gelegent­
lich daraus gezogen werden können, daß die Vertreter der fünf G roß-
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inächte durch einen feierlichen Traktat nicht etwa eine bereits geschehene 
Verletzung der Legitim ität nachträglich anerkannt, sondern vielmehr 
selbst a lls freiem Antrieb das Legitim itätsprinzip über den H aufen  
geworfen haben.

W ir haben es hier mit den rechtlichen und tatsächlichen Konse­
quenzen zu thnii, welche sich für Deutschland und speziell für die 
Herzogthüilier a u s dem Londoner Traktat und a lls  dem sogenannten 
Crbfolgegesetz ergeben. E s  wird sich zeigen, daß für die neue S u c -  
cessionsordnung eine genügende Rechtsgrundlage in  keiner W eise ge­
sichert ist, und ferner, daß außer R ußland keine M acht ein Interesse 
an der Durchführung des Gedankens haben kann, der dem Londoner 
Traktat zn G runde liegt.

I n  der T hat ist dieser Traktat mir durch eine seit lange vorbe­
reitete russische In tr ig u e zu (Stande gekommen. W ir müssen dieselbe 
wenigstens in ihren Hanptzügen verfolgen. Unter K önig Christian VIII. 
konnte m an sich nicht länger verhehlen, daß die Gefahren des Erb- 
ganges in naher Aussicht standen. Auch die zweite Ehe des dam a­
ligen Kronprinzen, des jetzigen K ö n igs, mit der Prinzessin Caroline 
von Mecklenburg - Strelitz blieb unbeerbt; nach fünfjähriger D auer  
wurde sie auf königlichen B efehl „ wegen ganz niedergebrochener G e­
sundheit der Kronprinzessin" wieder aufgelöst. D er K önig wünschte, 
den gestimmten Bestand der M onarchie für immer bei einander zn 
halten und also die F rage über die Erbfolge im  Geist des Gestimmt- 
staats zu lösen. D er  natürlichste und einfachste W eg zu diesem Ziele 
wäre gewesen, durch Unterhandlungen m it den zunächst Betheiligteu, 
m it den in den Herzogthümeru berechtigten Agnaten und m it den im  
Königreich berechtigten Kognaten eine V erständigung zu S ta u d e  zu 
bringen, und zu einer solchen Verständigung sodann die Zustim m ung  
der M ächte und des Landes zn erlangen. Aber dieser offene W eg  
entsprach dem Charakter des K önigs wenig. Christian VIII. war 
ein M a n n  von ungewöhnlicher B egab un g und von einer umfassenden 
B ild u n g , wie sie in  so hohen Kreisen nicht häufig gefunden wird. 
Aber je feiner empfindlich er nach der ästhetischen S e ite  w ar , desto
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w eniger w ar er es nach der m oralischen. A n  seinen Absichten hing  
er m it großer Zähigkeit fest. M i t  K ühnheit oder O ffenheit für die­
selben einzutreten, lag  nicht in seiner N atu r. V ie lm eh r liebte er es, 
unerm üdlich ans U m w egen  leise zu erreichen, w a s  gradcans erstrebt 
bösen S ch ein  und Unannehm lichkeiten m it sich gebracht, Anstrengung  
und W illenskraft gefordert hätte. V o n  überwiegendem  E influß  auf 
ihn w ar seine Schw ester die L andgräfin  Charlotte von Hessen. D e n  
E inw irkungen dieser intriganten F r a u  wird es vorzugsw eise zuzu­
schreiben sein, daß Christian VIII. die Lösung der Erbfolgefrage im  
kognatischen Interesse erstrebte, während ohne Z w eifel eine Lösung im  
agnatischen Interesse geringere Schw ierigkeiten gehabt haben würde. 
S c h o n  im  A n fa n g  der vierziger Ja h re  w ar es nicht unbekannt, daß 
der S o h n  der L andgräfin  Charlotte, P r in z  Friedrich von Hessen, der­
jenige Fürst war, welchen der Kopenhagener H o f d a m a ls  a l s  T h ron­
fo lger  für die gesam m te M onarchie in  A ussicht nahm .

I m  Jah re 1 8 4 3  erschien der russische Reichskanzler, G ra f N es­
selrode selbst ganz unerwartet in  H olstein  zu einem  Besuch bei dem  
G rafen  B lo m e  in Heiligenstedten, einem  S ta a t s m a n n , welcher lange  
Z eit dänischer G esandter in P etersb u rg  gewesen w ar und in hohem  
G ra d e d as V ertrauen  des K aisers N ic o la u s  und des K ön ig s  Chri­
stian VIII. besaß. D iese  Reise des G rasen  Nesselrode blieb nicht 
unbeachtet; die Erklärung ließ nicht lange au f sich warten. S c h o n  
im  J u l i  1 8 4 3  erfuhr m a u , daß P r in z  Friedrich von H essen, der 
Schw estersohn des K ön igs, verlobt sei m it der G roßfürstin A lexandra, 
der Tochter des K aisers N ic o la u s . D ie  V erm ä h lu n g  erfolgte im  
J a n u a r  1 8 4 4 .  D a s  S y s te m  der russischen V erm äh lu n gen  ist bekannt. 
D iese  H eirath durfte a ls  ein P ro g ra m m  der künftigen russisch -dä­
nischen P o lit ik  gelten; in der D ip lo m a tie  wurde sie so anfgefaßt. 
O b  und welche besondere V erabredungen diese V erb in d u n g begleiteten, 
wissen w ir nicht. W elche P lä n e  aber auch daran geknüpft gewesen  
sein m ögen , sie w urden vereitelt durch den frühen T o d  der G ro ß ­
fürstin A lexandra , welche schon im  A u gu st 1 8 4 4  starb. D e n  G e-
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danken aber, welcher durch diese Heirath hätte gefördert werden sollen, 
verlor die russische Politik nie ans den Angen.

3 111 Ju li 1846 erließ Christian V I I I .  den bekannten Offenen 
Bries Über die Erbfolge. In  den Herzogtümern scheiterten alle 
Pläne des Königs an dem einmnthigen Widerstand der Bevölkerung. 
Gleichzeitig suchte der König durch diplomatische Verhandlungen die 
Zustimmung der Mächte zu der von ihm proklamirten Erbfolge zu 
erlangen. Als M otiv ward die Wichtigkeit, welche die Erhaltung 
der Integrität der dänischen Monarchie für das europäische Staaten­
system habe, vorangestellt. Erklärte man sich im Prinzip für diese 
Integrität, so mußte für die Mächte weiter zur Frage kommen, ob 
im europäischen Interesse die Anfrechterhaltnng legitimer Erbfolge, 
oder die Behauptung des jeweiligen zufälligen Territorialbestandes 
wichtiger erscheine. Ans den Verhandlungen, welche damals geführt 
wurden, ist wenigstens Einiges bekannt geworden. Preußen und 
Oesterreich sprachen sich im Allgemeinen für das Prinzip der Inte­
grität der Monarchie ans; aber die der Durchführung desselben ent­
gegenstehenden agnatischen Rechtsansprüche seien nur ans dem Wege 
der Verhandlungen und durch freiwilligen Verzicht der Berechtigten 
zu beseitigen; im Falle der Kollision dürsten die agnatischen Rechts­
ansprüche dem Prinzip der Integrität der Monarchie nicht unterge­
ordnet werden. So dachte man noch im Jahre 1847 in Wien und 
Berlin; fünf Jahre später sanktionirte man durch den Londoner 
Traktat den entgegengesetzten Grundsatz. Wie England und Frank­
reich sich damals zu dieser Frage stellten, ist nicht bekannt geworden. 
Vielleicht stand es mit derselben in Verbindung, daß unmittelbar vor 
dem Erscheinen des Offenen Briefes Herr Gnizot den Elephanten- 
Orden erhielt, wie damals ausdrücklich hervorgehoben wurde: der erste 
Bürgerliche, dem je dieser höchste dänische Orden ertheilt ist.

Rußland hatte von Anfang an eine besondere Stellung zur 
dänischen Erbsolgefrage. Der Kaiser von Rußland ist der Chef der 
ältesten Linie des gottorfischen Hauses, und hat als solcher agnatische 
Erbansprüche an Schleswig-Holstein. Er gehört also mit zu den in
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den Herzoglhümern Erbberechtigten; aber seine Erbansprüche können nicht 
wirksam werden, wenn nicht zuvor nicher der älteren königlichen Linie 
auch die beiden Zweige der jüngeren königlichen Linie (Angustenburg 
und Glücksburg) erloschen sind. Es lag daher in diesen russischen 
Erbansprüchen keine besondere Gefahr für Europa. Diese Gefahr 
war aber vorhanden, sobald man die Häuser Augustenbnrg und 
Glücksburg zwischen der älteren königlichen Linie und dem russischen 
Kaiserhause fortschob. Grade dies aber war es, was Christian V II I .  
versuchte. Im  Jahre 1845 schrieb er ohne Vorwissen seiner Minister 
einen eigenhändigen Privatbrief an den Kaiser von Rußland, in 
welchem er sich dahin aussprach, daß das Erbrecht ans den einst 
großfürstlichen Antheil Holsteins im Fall, daß die derzeit regierende 
königliche Linie im Mannsstamm ansstürbe, der russischen Linie zn- 
stehe. Ganz im Widerspruch mit dieser Aeußerung des Königs steht 
das Gutachten der vom Könige selbst ernannten Kommission, welche 
mit einer Prüfung aller die Crbfolgefrage betreffenden Dokumente 
und mit einer Untersuchung aller darauf bezüglichen Verhältnisse be­
auftragt war. Leider ist der Bericht dieser Kommission bis jetzt noch 
nicht veröffentlicht; die dänische Regierung muß sehr triftige Gründe 
haben, ihn zu verheimlichen. Aber gewiß ist, daß die Erbfolge-Kom­
mission dem russischen Hanse nicht solche unmittelbare Erbansprüche 
auf den ehemals gottorfischen Antheil von Holstein znspricht. Chri­
stian V II I .  handelte hier ganz seinem Charakter gemäß. Um die 
Berechtigten ihres Rechtes zn berauben, schob er einen Theil dieses 
Rechtes einem Unberechtigten zn, in der Hoffnung, diesen Theil später 
wieder, wenn auch mit Opfern, zurückkaufen zu können. Indem 
Christian V II I .  Rußland einen unmittelbaren Erbanspruch auf einen 
Theil von Holstein (und zwar gerade auf denjenigen Theil, zn wel­
chem der Kieler Hafen gehört) zusprach, hoffte er für den Rest von 
Holstein die Zustimmung Rußlands zur Geltung der Erbfolgeordnung 
des dänischen Königsgesetzes zu gewinnen. Bon Petersburg kam 
damals, so viel man weiß, eine ausweichende Antwort: Rußland 
werde gerne die Hand zur Vermittelung mit den jüngeren Linien



17

des gottorfischen Hauses im  Juteresse der Integrität der dänischen 
M onarchie bieten. Aber die A ndeutung, welche Christian VIII. ge­
macht hatte, wurde in Petersburg nicht vergessen. W ir werden die 
Konsequenzen derselben im  Jahre 1 8 5 1  beim Warschauer Protokoll 
wiederfinden.

Unterdessen brach 1 8 4 8  der deutsch-dänische Krieg ans. E s  
liegt außerhalb des Bereichs der gegenwärtigen Erörterung, die Wech­
selfälle dieses Krieges zu verfolgen. Derselbe stand zur Erbfolgefrage 
wenigstens nicht in einer umnittelbaren Beziehung. Er war veran­
laßt durch die in F olge der Kopenhagencr M ärzrevolntion  proklamirte 
Einverleibung S ch lesw ig s  in Dänem ark. U m  das Recht H olsteins 
auf die U nion  m it S ch le sw ig  zu schützen, griff Deutschland zu den 
W affen. D a s  Objekt des Kampfes war also das Herzogthnm  
S ch lesw ig . E s  wird noch erinnerlich sein, wie R ußland  vom  A nfang  
des Krieges an in der feindseligsten W eise auf Preußen drückte. 
Dieser Druck begann m it dem Einmarsch W rangel's in Jü tlan d  und 
währte ununterbrochen bis mi's Ende des Krieges. Aber den P lä n e n  
der dam aligen dänischen W ortführer war R ußland  eben so wenig  
geneigt, a ls  dem Auftreten P reußens für S ch le sw ig -H o lste in . D a s  
Feldgeschrei der dam als in Kopenhagen herrschenden P artei war 
„Dänem ark bis zur Eider". D ie  dänische G ier nach S ch lesw ig  steht 
in Zusam m enhang m it der skandinavischen Idee, m it beut Gedanken 
einer zu erzielenden engen Verbindung D änem arks m it Schw eden  
und Norwegen. Zit dieser skandinavischen U nion wollte Dänem ark  
das Herzogthnm S ch lesw ig  a ls  „M orgengabe" mitbringen. D er  
russischen P olitik  aber sagte es keineswegs zu , daß durch eine V er­
einigung der drei skandinavischen Reiche eine M acht gebildet werde, 
welche in der Ostsee ein stärkeres Gegengewicht gegen R ußland  würde 
darbieten können. V ielm ehr lag ihr daran, daß Dänem ark vorläufig  
a ls eine besondere europäische M acht fortbestehe, aber zugleich, daß es 
durch seine Schwäche verhindert werde, sich dem russischen Einfluß zu 
entziehen. A n s  diesem G runde war R ußland  von A nfang an fin­
den sogenannten Gesammtstaat. D en n  der dänische Gesammtstaat

2
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ist der in  P erm a n en z  erklärte K am pf des deutschen gegen den d ä­
nischen T heil der M onarch ie , a ls  ein Z ustand , in welchem die beiden 
T heile der M on arch ie  ihre besten K räfte  nutzlos gegen einander anf- 
reiben müssen.

I m  J a h re  1 8 4 8  w ar E n g la n d  die verm ittelnde M ach t zwischen 
D eutschland und  D än em ark . D a m a ls  stand Lord P a lm ers to n  weit 
m ehr ans deutscher a ls  au f dänischer S e ite . I m  J u n i  1 8 4 8  schlug 
er eine ü berau s verständige und  richtige F riedensb asis  vor. S e in  
V orschlag w ar ein alternativer. E ntw eder sollte S ch lesw ig  nach den 
N a tio n a litä ten  getheilt werden, der N orden  an  D än em ark , der S ü d e n  
an  D eutschland fallen ; oder ganz S ch le sw ig  sollte in  einer gemein- 
sam en V erfassung m it H olstein vereinigt w erden, wobei H olstein ein 
G lied  des deutschen B u n d e s  bleiben, S ch le sw ig  aber nicht in  den 
B u n d  ausgenom m en werden sollte. Leider kam d a m a ls  a u f  keiner 
dieser beiden G ru n d la g en  eine V ere in barun g  zu S ta n d e .

Nach Abschluß des M a lm ö e r  W affenstillstandes im  W in te r  von 
1 8 4 8  ans 1 8 4 9  machte sich zuerst der russische E in fluß  in den U n ­
te rh an d lu n g en  deutlicher bemerkbar. D e r  faktische Z ustand  in  den 
H erzogthüm ern w ährend dieses W affenstillstandes gestaltete sich weit 
günstiger, a ls  m a n  vorher g eg laubt hatte. U n ter der a u s  patriotischen 
M ä n n e r n  zusammengesetzten gemeinsamen R eg ierun g  gelang es, die 
R ü stu n g en  m it E nergie zu fördern  und  ein vollkom m en schlagfertiges 
schleswig-holsteinisches A rm eekorps von 2 0 ,0 0 0  M a n n  au f die B eine 
zu bringen. A ber w ährend  die H erzogthüm er sich rüsteten, verschlim­
m erte sich täglich die europäische Lage. D urch  die A r t ,  wie es die 
schleswig-holsteinische S ach e  behandelte, fing D eutsch land  an, sich selbst 
aufzugeben. S o b a ld  P reu ß en  und  die C en tra lgew alt in dieser F ra g e  
sich schwach und  nachgiebig zeigten, w ar die S ach e  fü r  R u ß la n d  reif 
geworden. V o n  d a  an  ist R u ß la n d  der offene u nd  ülrerall geschäf­
tige F reu n d  und  Beschützer D än em ark s. N icht freilich des D än em arks, 
in  welchem d as K asin o-M in is te riu m  herrschte. I m  N ovem ber 1 8 4 8  
erfolgte in  D än em a rk  un ter russischem E in flu ß  ein M inisterwechsel. 
D ie  H äu p te r der E iderpartei, H vidt, L eh m an n , Tscherning, M o n ra d ,
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schieden aus dem Kabinet. Das neue Ministerium hatte weit mehr 
eine gesammtstaatliche Färbung. Während nun die deutschen Dinge 
mit stets beschleunigter Eile ihrem Verfall entgegengingen, sah Ruß­
land seine Zeit gekommen, und schlug die sogenannte Selbstständig­
keit Schleswigs als Friedensbasis vor. Das deutsche Reichsministerium 
entschloß, sich am 3. Februar 1849, diese Basis anzunehmen. M it  
diesem Schritt war das Fundament der schleswig-holsteinischen Sache 
und das deutsche Interesse an derselben aufgegeben. Die Friedens- 
basis vom 3. Februar 1849 ist der Keim der beklagenswerten Zu­
stände, in denen sich jetzt das Herzogthnm Schleswig befindet.

Am 26. März 1849 erlosch der Malmö er Waffenstillstand. 
Der Krieg wurde wieder eröffnet mit den glänzenden Tagen von 
Cckernförde und Kolding. Aber dann folgte unter Führung des 
General v. Prittwitz jener denkwürdige Feldzug, bei welchem nur das 
Eine zweifelhaft geblieben ist, ob mehr die Kriegführung sich die Aus­
gabe gestellt hatte, die Diplomatie zu lähmen, oder ob mehr die Diplomatie 
dazu bestimmt war, ans die Kriegführung in der Weise einznwirken, daß 
dem Feinde um keinen Preis irgend ein Nachtheil zugefügt werde. Je­
denfalls wurde beides erreicht. Das Resultat waren die zu Berlin am 
10. Ju li abgeschlossenen Friedenspräliminarien nebst einem Waffenstill­
stand. Nach dem Verfall der Reichsgewalt hatte Preußen im M a i 1849 
die Leitung des Kriegs und der Unterhandlungen wieder in die Hand 
genommen. Die Unterhandlungen wurden zu Berlin unter der 
formellen Vermittelung Englands geführt; aber in Wirklichkeit war 
der Einfluß Rußlands dabei überwiegend. Durch die am 10. Ju li 
Unterzeichneten Präliminarien gab Preußen formell das Recht der 
Herzogthümer ans; Schleswig unter Anerkennung einer gewissen pro­
vinziellen Selbstständigkeit sollte in Verfassung und Verwaltung von 
Holstein getrennt und politisch mit Dänemark verbunden werden; nur 
materielle Interessen sollte es mit Holstein gemein haben können. 
Dabei war aber doch noch bestimmt, daß diese Friedenspräliminarien 
„weder der Frage wegen der Erbfolge, noch den eventuellen Rechten
dritter Personen präjudiziren sollen". Also wenigstens in diesem
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Punkte waren damals noch die agnatischen Rechte Vorbehalten, und 
es blieb den Herzogthnmern noch immer eine Aussicht ans Erlösung 
von der Verbindung mit Dänemark eröffnet.

Ein Glück war es, daß der Friede nicht ans Grundlage dieser 
Präliminarien abgeschlossen.wurde. Bei den während des folgenden 
Winters in Berlin eröffneten Friedensverhandlnngen bestand Däne­
mark ans Gemeinsamkeit der Volksvertretung, der Armee, des Jn- 
digenats und der Finanzen für Schleswig und Dänemark, kam also 
ans seine Jnkorporationsbasis vollständig zurück. Darauf wollte 
Preußen nicht eingehen, und machte dagegen ani 17. April 1850 
den Vorschlag eines sogenannten einfachen Friedens. Dänemark ging 
nach einigem Sträuben darauf ein, und am 2. Ju li 1850 kam auf 
dieser Grundlage der Berliner Friede zu Stande. Dieser sonderbare 
Vertrag hat im Grunde gar keinen Inhalt. Er bestimmt nur, daß 
in Zukunft Friede und Freundschaft zwischen Deutschland und Däne­
mark sein soll. Die Herzogtümer wurden dadurch vorläufig ihrem 
Schicksal überlassen und auf ihre eigene Kraft angewiesen. Aber 
einen großen Vortheil erlangte Deutschland durch den Berliner 
Frieden von 1850. Die Präliminarien von 1849 waren dadurch 
beseitigt, und indem der Friedensvertrag einen gegenseitigen Vorbehalt 
aller vor dein Kriege bestandenen Rechte ansspricht, hat Deutschland 
dadurch die Handhabe, in jedem Augenblick in seinen Forderungen 
wieder auf den status quo vor 1848 znrückzngehen.

Unterdessen aber bereitete sich ein härterer Schlag für die Her­
zogtümer vor. I n  London waren Verhandlungen über die Erbfolge 
eingeleitet. Das Londoner Protokoll vom 2. August 1850 ist der 
erste europäische Akt, durch welchen die Erhaltung der Integrität der 
dänischen Monarchie als der gemeinsame Wunsch der Mächte aus­
gesprochen wird. Es ist der Vorläufer des Londoner Traktats von 
1852 und enthält bereits den ganzen gefährlichen Kern desselben. 
Der Entwurf zu diesem Protokoll war ohne Vorwissen der beiden 
deutschen Großmächte, hauptsächlich unter russischem Einfluß sestgestellt. 
Der erste Entwurf ist datirt vom 2. Juni 1850, also einen Monat
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vor Abschluß des Berliner Friedens. Während des Juni ward in 
London sehr lebhaft über das Projekt unterhandelt, ohne daß sich die 
Gesandten Oesterreichs oder Preußens offiziell dabei betheiligten. Am 
4. Ju li ward auf dem auswärtigen Amt zu London eine Konferenz 
abgehalten, in welcher das ohne Deutschland entworfene Protokoll 
paraphirt werden sollte. Zn dieser Konferenz wurden auch die Ge­
sandten Preußens und Oesterreichs, Bunsen und Koller, eingeladen. 
Also nachdem über deutsche Lande in willkürlichster Weise Verabre­
dungen getroffen waren, wollte man diese den deutschen Großmächten 
einfach mittheilen und ihnen znmuthen, ans dieser Grundlage weiter 
zu verhandeln. Der österreichische Gesandte, Baron Koller, wohnte 
der Konferenz bei, betheiligte sich aber nicht an der Paraphiruug, weil 
er „ohne Instruktion" war. Bunsen erschien nicht in der Konferenz, 
lehnte vielmehr jede Betheiligung entschieden ab. Das Protokoll ward 
am 4. Ju li vorläufig unterzeichnet von den Vertretern von Rußland, 
England, Frankreich, Schweden und Dänemark, und ward für 
Preußen und Oesterreich offen gehalten.

Bunsen protestirte in zwei Noten an Lord Palmerston vom 4. 
und 5. Ju li gegen diesen Versuch, willkürlich über unzweifelhaft 
deutsche Rechte zu entscheiden. Cr setzte mit großer Wärme auseinan­
der, daß der Protokoll-Entwurf ungerecht und illegal sei. Er erklärte 
darin: „Die Idee, daß die Staaten, deren Oberhaupt gegenwärtig 
der König von Dänemark ist, als Provinzen eines dänischen National­
reichs zu betrachten seien, ist nie durch irgend einen Rechtsakt an­
erkannt worden. Sie läuft im Gegentheil allen bestehenden Rechts­
verträgen zuwider, und ist von Deutschland stets, namentlich aber im 
Jahre 1846 entschieden bestritten. Eine solche Idee durch ein euro­
päisches Protokoll sanktioniren heißt Deutschland, ja sogar Europa 
mit den größten Gefahren und den größten Verwickelungen be­
drohen". So schrieb Bunsen 1850; leider war er 1852 bei dem 
entgegengesetzten Resultat angekommen.

Unterdessen war durch den Berliner Frieden vom 2. Ju li die 
Sachlage etwas geändert. Es ward deshalb nöthig, in dem Proto-
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koll bom 4. Ju li einige Redaktionsänderungen borzunehmen. Zu 
dem Ende fand am 2. August 1850 auf dem auswärtigen Amt 
eine Konferenz statt, um die schließliche Redaktion des Protokolls fest- 
zustelleu. Anwesend waren die Vertreter bon Oesterreich, England, 
Rußland, Frankreich, Schweden und Dänemark. Bunsen betheiligte 
sich auch an dieser Konferenz nicht; vielmehr übersandte er derselben 
die Erklärung, daß er von seiner Regierung die peremptorische Wei­
sung habe, ein Protokoll, wie das von den Großmächten borgelegte, 
nicht zu unterzeichnen. Nachdem trotz dieses Protestes das Protokoll 
bon den übrigen Mächten unterzeichnet war, reiste Bunsen am 4. 
August bon London ab.

Das Protokoll ward unterzeichnet unter dem Eindruck der 
Schlacht bon Jdstedt, welche acht Tage früher (25. Ju li) von den 
Schleswig-Holsteinern verloren war, weil der kommandirende General 
sie für verloren hielt. Das Protokoll konstatirt die Ansicht der 
Mächte, daß „die Aufrechterhaltung der Integrität der dänischen 
Monarchie, als mit den allgemeinen Interessen des europäischen Gleich­
gewichts zusammenhängend, von hoher Wichtigkeit für die Wahrung 
des Friedens" sei. Ans diesem Grunde sprechen die Mächte ihren 
einmüthigen Wunsch ans, „daß der Stand der jetzt unter der Herr­
schaft Seiner dänischen Majestät bereinigten Besitzungen in seiner I n ­
tegrität aufrecht gehalten werde". Demgemäß werden die Bestrebun­
gen des Königs von Dänemark anerkannt, die Snccessionsordnung 
so zu regeln, daß der angegebene Zweck erreicht werde, „ohne den 
Verhältnissen des Herzogthnms Holstein zum deutschen Bunde Ein­
trag zu thirn“ . Ferner sprechen die Mächte ihre Freude über den 
in Berlin am 2. Ju li abgeschlossenen Frieden aus, und endlich be­
halten sie sich vor, durch einen Akt europäischer Anerkennung den zu 
erwartenden Anordnungen über die Erbfolge eine fernere Bürgschaft 
der Stätigkeit zu geben; die zu dem Ende einzuleitenden Verhand­
lungen sollen in London stattfinden.

Unterzeichnet wurde das Protokoll vom 2. August von Däne­
mark, Frankreich, England, Rußland und Schweden. Der österreichische
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Gesandte sprach den Wunsch ans, das Protokoll vorher seinem Hofe 
zur Gutheißung vorznlegen. Dasselbe ward daher für Oesterreich 
offen gehalten. In  Wien fand man gegen die Prinzipien des Pro­
tokolls nichts einznwenden. Dem Fürsten Schwarzenberg war es ein 
genügendes M otiv, daß der Beitritt Oesterreichs zu dieser Ueberein- 
kunst ein Schlag gegen Preußen war. Demgemäß ward Baron 
Koller instrnirt, und am 23. August ward das Protokoll auch für 
Oesterreich unterzeichnet.

Nur Preußen hatte sich nicht daran betheiligt. Die übrigen 
Mächte hatten sich übereinstimmend für die Integrität der dänischen 
Monarchie erklärt. Für England hat Lord Palmerston das Proto­
koll unterzeichnet. Zwei Jahre vorher, im Juni 1848, hatte er über 
die dänische Streitfrage ganz anders gedacht. Seine damaligen Vor­
schläge waren so verständig und billig, daß sie noch jetzt als Grund­
lage bei der Regelung dieser Angelegenheit dienen könnten. Wie 
kam es, daß Lord Palmerston 1850 sich ganz auf die dänische Seite 
stellte? Der Grund war ein doppelter. Einmal bestimmte ihn die 
Schwäche und Zerrissenheit Deutschlands. So lange eine Aussicht 
war, daß die deutsche Einheitsbewegung zu einem Ziele führen werde, 
hatte eine Allianz mit Deutschland einen Werth. Deshalb nahm 
Lord Palmerston 1848 Rücksicht auf die Interessen Deutschlands; 
1850 hielt er es nicht für nöthig. Aber diese Erklärung genügt 
nicht. Denn auch die englischen Interessen werden durch das Lon­
doner Protokoll verletzt. Damals war, wie wir sehen werden, der 
Gedanke Rußlands dahin gerichtet, die dänische Monarchie zu einer 
russischen Seknndogenitnr zu machen. Lord Palmerston konnte gegen 
die Gefahren eines solchen Planes nicht blind sein, aber er stand selbst 
in jener Zeit unter einem starken russischen Druck.

Schon mehrfach sind Gerüchte anfgetaucht, daß die Schwierig­
keiten, in welche Lord Palmerston sich durch sein gewaltthätiges Be­
nehmen gegen Griechenland in der Angelegenheit des Don Pacifico 
verwickelt hatte, die Erklärung bilden zu seiner Unterzeichnung des 
Protokolls über die dänische Erbfolge. Am 18. Juni v. I .  hat
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Lord Montagu im englischen Unterlaufe einen solchen Zusammenhang 
ausdrücklich behauptet, ohne daß ihm widersprochen wäre. An der 
Richtigkeit der Thatsache wird daher nicht länger gezweifelt werden 
dürfen. Die Sache war folgende:

M an wird sich erinnern, daß im Januar 1850 plötzlich ein 
englisches Geschwader unter Admiral Parker im Piräus erschien, und 
daß der englische Gesandte zu Athen binnen kürzester Frist die bisher 
verweigerte Genugthuung für alte Forderungen verlangte, widrigenfalls 
sofort eine Blokade und andere Zwangsmaßregeln erfolgen würden. 
Die bedeutendste unter diesen Forderungen betraf die Entschädigung 
für einen unter englischem Schutz stehenden portugiesischen Inden 
Pacifico, dessen Wohnung bei einem Pöbelanflaus demolirt worden 
war. Die griechische Regierung erkannte die englische Forderung nicht 
an. Vergebens boten die Gesandten Frankreichs und Rußlands ihre 
Vermittelung an. Ohne daraus Rücksicht zu nehmen, begann die 
englische Flotte ihre Blokademaßregeln, und griechische Kauffahrer 
und Kriegsschiffe wurden aufgebracht. Die Absicht Lord Palmerston's 
war, dem wachsenden russischen Einfluß im Orient entgegenzuwirken; 
der Erfolg, den er erreichte, bestand darin, daß der russische Einfluß 
im Norden in hohen: Grade verstärkt wurde.

Griechenland protestirte gegen die Gewaltsamkeit, m it der Eng­
land seine Uebermacht mißbrauchte; die Gesandten der sännntlichen 
übrigen Staaten mißbilligten das englische Verfahren. In  erster 
Linie gegen England stand Rußland, welches am 19. Februar eine 
fast drohende Note an die kittische Regierung erließ, und dieselbe 
sofort in den Zeitungen veröffentlichte. Frankreich bot seine Vermit­
telung an, die auch angenommen wurde. Die Unterhandlungen, 
welche darauf unter französischer Vermittelung erfolgten, zogen sich 
sehr in die Länge und führten endlich zu einer Spannung zwischen 
Frankreich und England, die sich so steigerte, daß der französische Ge­
sandte Dronin de L'Hnys im M a i von London abberufen wurde. 
Die ganze Restaurationspolitik auf dem Festlande hielt diese Gelegen­
heit für geeignet zu einem Sturm gegen den verhaßten englischen
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M inister des A usw ärtigen . Anch in E ng land  selbst wollten die 
T ories und Protektionisten diesen M om en t benutzen, um  das ohne­
hin schon erschütterte W higm inisterium  über den H aufen zu werfen. 
Nach verschiedenen Plänkeleien sollte der H anptangriff im  O berhaus 
erfolgen. A m  17. J u l i  stellte Lord S ta n ley  den A ntrag, das V er­
fahren gegen Griechenland zu mißbilligen. D er A ntrag  ward m it 
169  gegen 132  S tim m en  vom O berhaus angenommen. Trotz dieser 
Niederlage entschloß sich das M in iste rium , nicht znrückzntreten; es 
hoffte, daß das U nterhaus eine andere Entscheidung geben und die 
gegen Griechenland befolgte P olitik  billigen werde. I n  der T h a l 
w ar dies der F a ll. Roebuck beantragte im  Unterhanse, die förmliche 
B illigung der Palmerston'schen Politik  auszusprechen. Palm erston 
hielt zu seiner B ertheidignng eine seiner glänzendsten R eden, —  es 
ist die, in welcher das berühmte „Civis Romanus sum“ zuerst vor­
kommt. Nach einer dreitägigen D ebatte siegte das M inisterium  m it 
3 1 0  gegen 2 5 4  S tim m en . Aber unter dent Einfluß jenes V otum s 
des Oberhauses hatte Lord P alm erston  bereits in der dänischen F rage 
den entscheidenden S ch ritt gethan. I n  derselben Zeit, in welcher das 
O berhaus sich gegen das M inisteriunt erklärte, erhielt der russische 
Gesandte B aro n  B runnow  die W eisung, seine Pässe zu verlangen. 
Nach der E rzählung, die Lord M o n ta g u  im U nterhaus vorgetragen 
hat, habe Lord Palm erston, a ls  B runnow  seine P üffe verlangte, gefragt, 
ob es keine M itte l gebe, die Differenz anszugleichen. „G ew iß", 
habe B runnow  geantwortet, „die Unterzeichnung des Londoner P r o ­
tokolls!" D a ra u f habe P alm erston  sich zur Unterzeichnung verstanden. 
Eine andere D arstellung, die an s  einer sehr zuverlässigen Q uelle 
stam m t, lautet noch etw as wahrscheinlicher. D anach ist B runnow  
beauftragt gewesen, die Zurücknahme aller gegen Griechenland ergrif­
fenen M aßregeln, namentlich die Zurückgabe der aufgebrachten Schiffe 
und Entschädigung der Betheiligten als U ltim atum  zu verlangen, im  
W eigerungsfälle seine Pässe zu fordern. P alm erston  erklärte am  
folgenden Tage, er könne die russischen Bedingungen in der griechischen 
Sache nicht annehm en, aber er sei dagegen bereit, in der schleswig-
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holsteinischen Frage sich den russischen Wünschen zu accommodiren 
und das Londoner Protokoll zu unterzeichnen. Brunnow war für 
diesen Fall nicht instruirt; aber er hielt das Anerbieten Palmerston's 
für so berücksichtigenswerth, daß er nicht abreiste, sondern sich Instruk­
tionen einholte. Diese lauteten dahin, daß der Vorschlag Palmer­
ston's anzunehmen sei. Darauf hin erfolgte die Unterzeichnung des 
Londoner Protokolls. So ward Schleswig-Holstein geopfert, um 
den Eindruck der griechischen Differenzen zu verwischen.

Das Protokoll von 1850 stellt nur den Grundsatz der Inte­
grität der dänischen Monarchie ganz allgemein auf. Ein bestimmter 
Thronfolger wird darin noch nicht designirt. Es handelt sich nun 
darum, einen Fürsten zum Gründer einer neuen dänischen Dynastie 
nach dem Aussterben der regierenden Mannslinie zu wühlen. Der 
ursprüngliche Gedanke Rußlands war, dem damaligen Erbgroßherzoge, 
jetzt regierenden Großherzog Peter von Oldenburg die Erbfolge in 
der dänischen Monarchie zuzuwenden. Die ursprünglich russische 
Proposition lautete, wie mit Bestimmtheit versichert wird, dahin, daß 
der Crbgroßherzog von Oldenburg zum Thronfolger in Dänemark 
und in den Herzogtümern designirt werden und daß dagegen der 
Herzog von Angustenburg im Großherzogthnm Oldenburg sncce- 
diren sollte.

Zum Verständniß dieses Planes muß man sich an folgende 
Thatsachen erinnern: Die großherzoglich-oldenburgische Familie ist die 
jüngere Speziallinie des gottorfischen Hauses, dessen ältere Linie die 
kaiserlich-russische ist. Das Großherzogthnm Oldenburg selbst stand bis 
zum Jahre 1773 unter der Regierung der dänischen Könige, als der Chefs 
der älteren Linie des oldenbnrgischen Hauses. Im  Jahre 1773 ward 
Oldenburg an den Großfürsten Paul von Rußland abgetreten, welcher 
dagegen den bis dahin gottorfischen Antheil von Holstein an den 
König Christian V II., Herzog von Schleswig-Holstein, abtrat. Der 
Großfürst Paul überließ darauf die Regierung in Oldenburg an 
seinen Vetter Friedrich August, bisherigen Fürstbischof von Lübeck. 
Somit betrachtete Rußland ursprünglich das Großherzogthnm Olden-
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burg als eine russische Seknndogenitnr. Wenn jetzt der Erbgroßherzog 
von Oldenburg durch russischen Einfluß zum Thronfolger in Däne­
mark bestimmt werden sollte, so war es klar, daß Kaiser Nicolaus 
eine Monarchie, die den Sund und den Ausfluß der Elbe beherrscht, 
zu einer Art von russischer Seknndogenitnr zn machen beabsichtigte. 
Cs liegt das ganz in dem Zuge seiner damaligen Politik. Aus 
dem Jahre 1850 soll sein oft erwähnter Ansspruch datiren: „Die
Welt soll dereinst nicht sagen, daß ich ein besserer Schwager als 
Kaiser von Rußland gewesen bin." Die russische Behandlung der 
dänischen Frage ist die beste Illustration zu diesem Ausspruch.

Dieser Plan scheiterte an der festen und ehrenhaften Gesinnung 
des Erbgroßherzog und des damals regierenden Großherzogs August. 
Beide wollten auf den Gedanken nur unter der Bedingung entgehen, 
daß die Ausführung ohne Rechtsverletzung möglich wäre. Der Erb­
großherzog erklärte, daß er die dänische Königskrone und die schleswig­
holsteinische Herzogskrone nur dornt anzunehmen vermöge, wenn die 
Rechte des Landes mtb die Rechte der Agnaten dabei nicht außer Acht 
gelassen würden. Cr verlangte also, daß die Herzogtümer Schleswig 
und Holstein mit einander in einer engen Realunion bleiben, und daß 
beide zum Königreich in dem Verhältniß einer reittett Personalunion 
stehen sollten, daß den Herzogtümern ihre Rechte garantirt würden, 
und daß alle näher berechtigten Agnaten ihre Zustimmung ertheilten. 
Endlich wünschte er für den Fall, daß er in der dänischen Monarchie 
snccebire, die Thronfolge in Oldenburg seinem Bruder, dein Herzog 
Elimar, zu sichern. Diese Vorbehalte und Bedingungen hielt man 
sowohl in Kopenhagen, als auch in Petersburg für so doktrinär und 
extravagant, daß der Gedanke an die oldenburgische «Succession ganz 
aufgegeben wurde.

Jetzt wurde in Kopenhagen der Plan gefaßt, dem Prinzen 
Christian von Glücksburg die Thronfolge in dem zu errichtenden dä­
nischen Gesatntntstaat znzusichern. Zu seiner Empfehlung ward vor­
zugsweise geltend gemacht, daß er allein unter allen Prinzen des 
schleswig-holsteinischen Fürstenhauses während des letzten Krieges nicht
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für fein V aterland gekämpft, sondern vielmehr sich den Feinden des 
Landes ««geschlossen hatte. D er Prinz Christian ist vermählt m it 
einer Tochter der Landgräfin Charlotte, einer Schwester des Prinzen  
Friedrich von Hessen. D a  der P rin z Friedrich a ls  muthmaßlicher 
Thronfolger in  Kurhessen nicht füglich zugleich in Dänem ark sneeedi- 
ren kann, so hoffte die Landgräfin Charlotte, welche schon unter 
Christian VIII. der M ittelpunkt der Kopenhagener In tr ig u e«  waren, 
auf diesem W ege wenigstens ihrer weiblichen Nachkommenschaft die 
T hronfolge in Dänem ark zuzusichern.

E s  kam nun zunächst darauf ati, daß der Kaiser von R ußland, 
welcher in der ganzen Angelegenheit bereits die R o lle  eines obersten 
Richters und Schutzherrn übernommen hatte, dem neuen Kronpräten­
denten seine G enehm igung ertheile. Kaiser N ico lau s berief eine Z u ­
sammenkunft nach W arschau und ließ auch den Prinzen Christian 
dahin kommen, um  zu prüfen, ob seine Person a ls  annehmbar zu 
betrachten sei. Nachdem sich gesunden, daß der P rinz keine bedeu­
tenden Eigenschaften besitze, welche ihn einst auf dem dänischen Throne 
unbequem machen könnten, wurden die B edingungen erörtert, welche 
dem Kaiser dafür zu bewilligen seien, daß er den Prinzen Christian 
zum Thronfolger in Dänem ark ernenne. Diese B edingungen sind zu- 
sammengefaßt in dem Warschauer Protokoll, welches am 5. J u n i  
(2 4 . M a i  a. S t . )  1 8 5 1  für R ußland  von Nesselrode und M etten- 
dorff, für Dänem ark von Recdtz unterzeichnet wurde.

D iese Bedingungen sind sehr merkwürdig. D er Kaiser verhan­
delt in seiner Eigenschaft a ls  Chef der gottorfischen Linie des olden- 
bnrgischen Hauses m it dem K önig von Dänem ark a ls  den Chef der 
königlichen Linie desselben Hauses. I n  der E inleitung des Protokolls  
werden die Verträge von 1 7 6 7  und 1 7 7 3  erwähnt, itt welchen der 
dam alige Großfürst P a u l  seine Ansprüche auf S ch lesw ig  und den b is­
herigen gottorfischen Antheil von Holstein an den König Christian VII., 
Herzog von S ch lesw ig -H olste in , abtrat. D abei wird aber der sehr 
erhebliche Umstand vergessen, daß durch dieselben Verträge die G ra f­
schaften Oldenburg und Delm enhorst a ls  A eqnivalent für den gottor-
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fischen A n the il von  H olstein  an  R u ß la n d  abgetreten tonrben. E in e  
F o lg e  dieser höchst auffallenden  Vergeßlichkeit ist es, daß in  dem  
W arschauer P ro to k o ll fo rtw äh ren d  von russischen Ansprüchen au f H o l­
stein die R ede ist, welche in  dieser W eise g ar nicht existiren.

D ie  P u n k te , über welche m an  sich u n ter solchen U m ständen  in  
W arschau  einigte, sind fo lgende:

D ie  I n te g r i tä t  der dänischen M o narch ie  kann n u r  dadurch ge­
sichert werden, daß  zu r Succession in  die gesam m te M o narch ie  n u r  
die m ännlichen L inien, m it A usschluß der W eiber, berufen werden. 
D ie  m ännliche L inie des P rin z e n  C hristian  von G lücksbnrg  u nd  sei­
ner G em a h lin , der P rinzessin  Luise von Hessen, vereinigt in  sich die 
Snccessionsrechte, welche beim  A llssterben des M a lm ss ta m m e s  der 
königlicheil L illie a u f  sie übergehe», nachdem  die L an d g rä fin  C harlo tte  
u nd  deren älteste Tochter, die P rinzessin  M a r ie  von A llha lt-D essau , 
verzichtet haben. U m  zur E rh a ltu n g  der dänischen M o narch ie  dies 
A rran gem en t zu erleichtern, verzichtet der Kaiser vo ll R u ß la n d  aus 
seine eventuellen E rbansprüche 311 G u n sten  des P rin ze n  C hristian  von 
G lücksburg  u nd  seiner inännlichen  N achkom m en; dabei aber werden 
folgende R eservationen  h inzngefügt: daß  die Rechte der beiden jünge­
ren L inien  des gottorfischen H auses Vorbehalten bleiben; ferner daß 
die Rechte, au f welche der Kaiser jetzt verzichtet, w ieder aufleben, so­
bald  die m ännliche L inie des P rin z e n  von G lücksbnrg  allssterben 
sollte; endlich daß der Verzicht nicht verbindlich sein soll, fa lls  d as  
A rran gem en t selbst, zu dessen G un sten  er gem acht w ird, nicht zu 
S ta n d e  käme. D em g em äß  soll der K önig  von D än em a rk  den P r i n ­
zen und  die P rinzessin  von G lü cksbnrg  a ls  p räsu m tiv e  E rb en  der 
dänischen K rone designiren u nd  feilte Entscheidung den befreundeten 
M äch ten  kund geben. D ie  U n terhand lu ng en , welche erforderlich sind, 
u m  diesem A rran g em en t eine europäische A nerkennung zu verschaffen, 
sollen in L on do n  geführt werden.

D ie s  sind die B estim m u n gen  des W arschauer P ro to k o lls . Kürzer 
läßt sich der I n h a l t  so angeben, daß  der Kaiser von R u ß la n d  ans 
Rechte verzichtet, welche ihm  g a r  nicht zustehen. In d e m  dieser V er-
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zicht angenom m en w ird, gew in nt es den Anschein, a ls  ob der K aiser 
wirklich diese Rechte hatte. D em  V erzicht aber ist ein sehr bedenk­
licher V o rb e h a lt hinzngefügt. I n  F o lg e  dieses V o rb e h a lts  kann der 
Kaiser von R u ß la n d  durch einen Verzicht au f Rechte, welche er g a r 
nicht hatte, in  der T h a t  sich diese Rechte erw orben haben. J e d e n fa lls  
h a t er d am it eine H an d h ab e  gew onnen, u m  eventuell diese Rechte 
geltend zu machen.

D ie  russische L inie hat, wie w ir früher gesehen haben, a lle rd ing s  
Erbansprüche an  S ch le sw ig -H o ls te in . A ber diese Ansprüche können 
erst nach dem Erlöschen der jüngeren  königlichen L in ie , d. H. der 
H äu ser A ngustenbnrg  u nd  G lücksbnrg , wirksam  werden. W e n n  also 
der Kaiser von R u ß la n d  zu G un sten  des P rin z e n  von G lü cksbnrg  
verzichtet, u m  diesem die Succession in  der dänischen M o n arch ie  zu 
sichern, so ist d as  eine T äuschung . D e n n  in  S ch lesw ig -H olste in  w ar 
der P r in z  von G lücksbnrg  vor dem K aiser von R u ß la n d  erbberechtigt; 
fü r  D än em a rk  aber, au f welches der K aiser g a r keine Erbrechte besaß, 
gab es kein O bjekt, an s  welches er hätte verzichten können. D ag eg en  
spring t der V orth eil, den R u ß la n d  von  diesem A rran g e in en t h at, in 
die A ngen. D ad u rch , daß ein jüngerer P r in z  des glücksburgischen 
H auses zu r T hron fo lg e  gelang t, werden die säm m tlichen M itg lie d e r 
des augnstenbnrgischen H auses u nd  die älteren P rin z e n  des glücks­
burgischen H auses bei S e i te  geschoben. D ie  F o lg e  d avon  ist, daß  die 
ursprünglich sehr entfernten russischen E rbansprüche an  S ch le sw ig -H o l­
stein in  solche N äh e gerückt werden, daß sie fast u n m itte lb a r wirksam  
sind. D a  aber außerdem  die gleiche S u ccessio nso rdn u ng  fü r die ganze 
dänische M o narch ie  gelten soll, so dürfte es nicht schwer sein, nicht 
alle in  au f die H erzogthüm er, sondern auch au f d as  Königreich even­
tuelle russische Ansprüche a n s  den: W arschauer P ro to k o ll abzuleiten.

F ü r  einen U nkundigen  erscheint dies P ro to k o ll a ls  ein B ew eis  
der russischen Uneigemnchigkeit. W e r die V erhältn isse kennt, m uß d as  
G egentheil heranslesen. W ir  haben d a s  täuschende S p ie l  hervorge­
hoben, welches d a s  W arschauer P ro to k o ll m it den russischen E rb a n -  
sprüchen treibt, indem  d as  vorgebliche nähere Erbrecht ans den ehem als
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gottorfischen A ntheil von H olstein unmerklich verwechselt w ird  m it dem 
entfernteren  eventuellen Erbrecht ans ganz Schlesw ig-H olstein . Jetzt 
w a rd  die V oraussetzung  eines näheren russischen Erbrechts dazu be­
nutzt, bei den übrigen  K abinetten die V orstellung  zu erregen, a ls  ob 
durch die Z ustim m un g  des russischen K aisers und  durch seinen beding­
ten V erzicht ans d a s  nähere Erbsolgerecht d as H a u p th in d e rn is  welches 
sonst einer neuen E rb fo lgeo rdn ung  entgegengestanden haben w ürde, 
h in w eg g erän m t w äre.

A lsb a ld  nach Unterzeichnung des W arschauer P ro to k o lls  erließ 
die dänische R eg ierun g  eine C irkn larno te an  die K abinette von W ien , 
B e r lin , L ondon, P a r i s  und  S tockholm , in  welcher m it gänzlicher U m ­
gehung der wichtigsten R echtsfragen  ausgesprochen w urde, daß die 
C rbansprnche des angustenbnrgischen H auses nicht a ls  begründet a n ­
gesehen werden könnten, jedenfalls durch Trenbrnch verwirkt w ären, 
u n d  daß  es ans die B ew eisgrü nd e fü r  die Erbansprüche des russischen 
K aiserhauses, welche a llerd ings eine besondere W ü rd ig u n g  verdienten, 
nicht m ehr ankomme, da der Kaiser von R u ß la n d  verzichten wolle, 
so d aß  nun m eh r fü r  die E rrichtung  einer neuen S nccessionsordnung  
alle Schw ierigkeiten beseitigt w ären.

Nach solchen V o rbere itungen  kam der Londoner T ra k ta t vom  
8. M a i  1 8 5 2  zu S ta n d e . D ad urch  erhielt der A usspruch des Z aren  
über die dänische E rbfo lge die S a n k tio n  E n ro p a 's . Auch P reu ß en  
gab jetzt seinen früheren W iderspruch ans. Unterzeichnet ist der T rak ta t 
von Oesterreich, Frankreich, E n g la n d , P reuß en , R u ß la n d , Schw eden  
u nd  D än em ark . D ie  erstgenannten sechs M äch te  verpflichten sich, ans 
den F a l l  des A nssterbens der jetzt regierenden M a n n s lin ie , den P r in ­
zen C hristian  von G lücksbnrg und  seine m ännlichen Nachkom m en a n s  
seiner E he m it der Prinzessin Luise von Hessen a ls  snccessionsberech- 
tig t fü r  die G esam m theit der gegenw ärtig  u n ter dem S zep te r des 
K önigs von D än em a rk  vereinigten S ta a te n  anzuerkennen. D e r  G ru n d ­
satz der In te g r i tä t  der dänischen M on arch ie  w ird  a ls  ein bleibender 
bezeichnet und ein weiteres von dem Könige von D än em ark  vorzn- 
schlagendes A rran gem en t fü r den F a l l  Vorbehalten, daß die m ännliche
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Nachkommenschaft des P rin z e n  C hristian  u nd  seiner G em a h lin  er­
löschen w ürde. D e n  Rechten des deutschen B u n d e s  hinsichtlich der 
H erzogthüm er H olstein u nd  L an en b u rg  soll durch diesen T rak ta t kein 
E in tra g  geschehen. A ndere M äch te  sollen zm n B e itr itt  ringelnden 
werden. D urch  ein S ep a ra tp ro to k o ll non demselben T ag e  zwischen 
D än em a rk  u nd  R u ß la n d  w urden  die in  dem W arschauer P ro to ko ll 
bereits vorausgesetzten eventuellen Erbrechte des russischen K aiserhauses 
ans H olstein nochm als ausdrücklich anerkann t u nd  Vorbehalten.

D ies ist der I n h a l t  des Londoner T rakta ts von 1852 . F ü r  
E ngland , wo dam als die Tories regierten, hat Lord M alm esbury  
unterzeichnet. E r  scheint ein Bewußtsein von der B edeutung des Akts 
gehabt zu haben. D enn  offenbar in der Absicht, die S chuld  ans 
Lord Palm erston abznwälzen, meinte dam als Lord M alm esbury , er 
danke G ott, daß das Protokoll vom 2. A ugust 1 8 5 0  nicht sein Werk 
sei. A llerdings enthielt das P rotokoll von 1 850  den Keim des Trak­
ta ts  von 1852 , aber es verpflichtete den Nachfolger P alm erston 's nicht 
zur Unterzeichnung des T raktats. D ie  Verantwortlichkeit fü r diesen 
schmählichen H andel tragen W higs und Tories gleichmäßig.

F ü r  P reu ß en  steht B u n sen 's  N am en  un ter dem T rak ta t. I n  
früheren J a h re n  hatte B n n sen  der S ac h e  der H erzogthüm er nach K rä f­
ten zu dienen gesucht. S ich  selbst hätte  er den besten D ienst geleistet, 
w enn er vor dem 8. M a i  1 8 5 2  seine diplomatische S te l lu n g  anfge- 
geben hätte. D a ß  von B e r lin  a n s  ü berh au p t der B efeh l zu r U n ter­
zeichnung gegeben w urde, d a rf u n s  bei der B lin d h e it u nd  U n fäh ig ­
keit, die d a m a ls  in P re u ß en  am  R u d e r  standen, nicht w undern . W en n  
H err von M a n te n ffe l M in is te r des A u sw ärtig en  ist, so genügt es 
zur E rk lä ru n g  eines S ta a ts a k ts ,  daß dadurch irgend eine augenblick­
liche Schw ierigkeit beseitigt w ird. O b  dabei zugleich die höchsten I n ­
teressen P re u ß e n s  verletzt, sogar die G rundsätze der L eg itim itä t um - 
gestürzt, alle G ebote der E hre  u nd  des A nstand es vergessen werden, 
kann w enig in B etracht kom m en. E s  ist also überflüssig, nach einem 
besonderen M o tiv  fü r die Unterzeichnung zu forschen. A ber eine V cr- 
m n th u n g , w eshalb  sich P re u ß en  diese D e m ü th ig n n g  auferlegte, m ag
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doch gestattet sein. Acht T a g e  nach Unterzeichnung des T rak ta ts  Über 
die dänische Erbfolge, a m  15. M a i  1B52, richtete B nn sen  eine Note 
a n  L o rd  M a lm e s b u r y ,  in welcher er ihn ersuchte, die Vertreter der 
G roßm äch te  zit einer Konferenz einzuladen, u m  die M i t t e l  zu bera- 
then, wie d as  F nrs ten thnm  N enenbnrg  ivieder unter  die A u to r i tä t  des 
K ö n ig s  von P reuß en  zu bringen sei. M i t  überraschender S chne ll ig ­
keit kam  d a ra u f  das  L ondoner  P ro toko ll  vom 2 4 .  M a i  1 8 5 2  zu 
S t a n d e ,  in welchem die Vertreter der vier Großm ächte  die Rechte 
anerkennen, die dem Könige von P re u ß e n  ans d as  F ürs ten th nm  N enen­
b nrg  u nd  die Grafschaft V a le n g in  znkommen. S o l l t e  vielleicht dieses 
P ro to k o l l  durch die preußische Unterschrift zum T rak ta t  vom 8. M a i  
erkauft sein? D a n n  hätte P re u ß en  seine Erstgeburt fü r  ein Linsen­
gericht verkauft. Nach dem Aufstand  der N enenbnrger Royalis ten  im 
S e p te m b e r  1 8 5 6  zeigte sich, daß d a s  L ondoner P ro toko ll  nicht ein­
m a l  ein Linsengericht werth war .  W i r  wollen hoffen, daß auch der 
L o n do n er  V er tra g  vom  8. M a i  im entscheidenden Augenblick sich 
gleich werth los erweisen wird.

D urch  diesen V er t ra g  w aren  die europäischen Schwierigkeiten, 
welche einer A enderung  der E rb fo lg eo rd nu ng  in der dänischen M o ­
narchie entgegenstanden, beseitigt. E s  schien nichts weiter übrig  zu 
bleiben, a l s  die E rlassung  eines m it  dem L ondoner  T rak ta t  in Ü b e r ­
einstimmung stehenden Thronfolgegesestes. E ine  betreffende V o r la g e  
w ard  dem dänischen Reichstage gemacht. S i e  stieß hier ans den hef­
tigsten Widerspruch. D e n n  auch in D ä n e m a rk  ist die Thronfo lge  des 
P r in ze n  Christian von G lücksbnrg  verhaßt. D e r  na tionale  Gedanke, 
welcher der dänischen B e w e g u n g  von 1 8 4 8  zu G r u n d e  lag, m ußte  
anfgegeben werden, wenn m a n  sich den Konsequenzen des Londoner  
T rak ta ts  fügte und  die I d e e  eines sogenannten dänischen G esam m t-  
staats anerkannte. A ußerdem  stand hinter dem L ondoner  V er t ra g  die 
D ro h u n g  einer russischen Zukunft .  D e r  dänische M in is te r  des A u s ­
wärtigen m ußte dem Reichstag  einränm en, D ä n e m a rk s  König u nd  
V olk  w ürden  sich freier fühlen, wenn die russischen Reservationen nicht 
vorhanden wären. Erst nach langen K äm pfen,  nach wiederholten

3
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Auflösungen ward der W iderstand des Reichstages gebrochen. A m  
2 4 . J u n i 1 8 5 3  gab der dänische Reichstag seine Zustim m ung zu der 
Aendernng der Thronfolgeordnnng. D a ra u f hin ward d as Thron­
folgegesetz vom  3 1 . J u l i  1 8 5 3  erlassen. Dasselbe erhebt den A n ­
spruch, ein für die ganze dänische M onarchie gültiges Gesetz zu sein, 
—  offenbar m it Unrecht. F ü r die Herzogthümer S ch lesw ig-H olstein  
und Lauenburg ist es nichts a ls  ein Projekt. D en  S tä n d e n  dieser 
Lande ist es bis jetzt noch nicht vorgelegt; noch viel weniger ist es 
von ihnen gebilligt.

D er  I n h a lt  des Thronfolgegesetzes von 1 8 5 3  ergiebt sich aus 
dem Londoner Traktat. Nach dem Allssterben des M ann sstam m es  
Friedrich's III. soll die Thronfolge auf den Prinzen Christian von 
Glücksburg und seine männliche Nachkonnnenschast übergehen, und 
die Krone soll fortan nach dem Rechte der Erstgeburt und der agna- 
tischen Limenerbfolge vererben. Zugleich wird deni Prinzen Christian 
der T itel eines Prinzen zu D änem ark beigelegt. Doch hat sich diese 
Bezeichnung nicht eingebürgert. I n  Deutschland ist er bekannter un­
ter dem N am en des Protokollprinzen, in Dänem ark nennt m an ihn 
gewöhnlich P rin z Hamlet.

S o  ist die neue Thronfolgeordnnng zu S ta n d e  gekommen. E s  
fragt sich jetzt, ob durch den Londoner Traktat und durch das Thron­
folgegesetz das Erbrecht des Prinzen Christian genügend gesichert 
erscheint.

Hier müssen wir zunächst daran erinnern, daß die beim L on­
doner Traktat betheiligten M ächte zwar versprochen haben, die neue 
Snccessionsordnnng a n z n  e r k e n n e n , aber nicht, sie zu g a r a n  t ir e  n. 
Vielm ehr haben sie sich jedes Ausdrucks sorgfältig enthalten, der a ls  
eine G arantie aufgefaßt werden könnte. Ferner kann es nicht wohl 
die Absicht der kvntrahirenden M ächte gewesen sein, begründete Erb- 
ansprüche durch einen Machtsprnch zu beseitigeil. D a s  ganze dy­
nastische S y stem  ill Europa würde auf morschen Stützen beruhen, 
wenn die Erbrechte einzelner Fürstenhäuser durch Beschlüsse anderer 
Fürsten nach bloßen G ründen der Zweckmäßigkeit vernichtet werden
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hat Dänemark selbst den Londoner Traktat nicht so verstanden. Denn 
selbst nach der Unterzeichnung desselben hat die dänische Regierung 
sich viele Mühe gegeben, einen Verzicht des Herzogs von Augusten- 
bnrg zu erlangen. Dies wäre überflüssig gewesen, wem: das Recht 
des Herzogs durch den Londoner Traktat vernichtet wäre. Man darf 
nicht voraussetzen, daß die kontrahirenden Mächte absichtlich ein großes 
Unrecht haben begehen oder sanktioniren wollen. Von dänischer Seite 
wurden in London einige Verzichtleistnngen beigebracht. Allerdings 
war es dabei hauptsächlich ans eine Täuschung der Diplomaten ab­
gesehen, welche mit dem Detail dieser verwickelten Erbverhültnisse 
wenig vertraut waren und deshalb zu dem Glauben verleitet werden 
sollten, die vorliegenden Verzichte seien genügend. Durch den Lon­
doner Traktat also erklären die kontrahirenden Mächte nichts weiter, 
als daß von ihrer Seite der neuen Sncccssionsordnnng keine Schwie­
rigkeiten bereitet werden sollen. Aber die dänische Regierung ist da­
durch nicht der Verpflichtung enthoben, die etwa von anderer Seite 
entgegenstehenden rechtlichen Schwierigkeiten durch besondere Ueberein- 
künfte mit den Betheiligten zu beseitigen. Gelingt ihr dies nicht und 
zeigt es sich späterhin, daß die vorausgesetzten Verzichtleistnngen nicht 
vorhanden sind, so hat keine europäische Macht die Thronfolge des 
Protokollprinzen garantirt.

Es fragt sich also, ob die für eine Veränderung der Thronfolge- 
ordmtug erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Un­
zweifelhaft ist zu einer Veränderung der gesetzlichen Vorschriften über 
die Thronsolgeordmmg außer der Willenserklärung des Landesherrn 
noch ferner erforderlich: 1) die Zustimmung und Verzichtleistung aller 
derjenigen Agnaten oder Kognaten, deren Erbrecht durch die neue 
Successionsordttnng ans irgend eine Weise verletzt oder geschmälert 
wird; 2) die Einwilligung der Landesvertretnng, und endlich 3) in­
sofern es sich um ein deutsches Bundesland handelt, also hier für 
Holstein und Lauenburg, die Zustimmung des deutschen Bundes.

Diese drei  Bedingungen sind nicht er fü l l t .  Es wird
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genügen, fü r jeden dieser drei P u n k te  an  einige notorische Thatsachen 
zu erinnern.

E s  fehlt an  den erforderlichen Verzichten derjenigen Berechtigten, 
deren Erbrecht näh er ist a ls  d as  des P ro to ko llp rinzen , sowohl in  D ä n e ­
m ark, a ls  auch in  S ch lesw ig -H olstein , a ls  mich in L au en bn rg . Z u ­
nächst im  Königreich D än em a rk . H ie r h a t der P r in z  C hristian  von 
G lncksbnrg  nach dem dänischen Königsgesetz a lle rd in g s  eine A n w a rt­
schaft ans die E rb fo lge, aber eine sehr entfernte. S ie  beruht daraus, 
daß  seine G ro ß m u tte r eine Tochter des K ön ig  F riedrich 's  V .  w ar. 
A ber es sind einige dreißig P rin z e n  u nd  Prinzessinnen  vorhanden , 
welche nach dem Königsgesetze der T h ro n fo lg e  n äh er stehen w ürden  
a ls  der P ro to ko llp rinz . B o n  allen diesen n äh e r berechtigten P erso nen  
haben bis jetzt m ir sehr w enige verzichtet, näm lich : die L an d g rä fin  
C harlo tte  von Hessen, ihr S o h n  P r in z  Friedrich  von Hessen u nd  ihre 
älteste Tochter M a r ie , v erm ählte  P rinzessin  von A n h a lt-D essau . D ie  
zweite Tochter der L an d g rä fin  C h a rlo tte  ist die G em a h lin  des P r o ­
tokollprinzen. D a ß  sie ih r E rbrecht nicht gegen ihren G em a h l geltend 
machen w ird, d a rf  vorausgesetzt w erden; aber es m uß zugleich d a ra n  
erinnert werden, daß  sie nicht zu G u n sten  ih res G e m a h ls  verzichten 
kann. E in e  Ü b e r t r a g u n g  des E rbsolgerechts an  E ntferntere m it 
U ebergehnng n äh er Berechtigter ist weder nach den allgem einen G ru n d ­
sätzen des Fürstenrechts, noch nach dem dänischen Königsgesetz m ö g ­
lich. E in  Verzicht h a t im m er n u r  den E rfo lg , daß d as  Erbrecht aus 
den zunächst Berechtigten übergeht. O b  die d ritte  Tochter der L a n d ­
g räfin  C harlo tte , die P rinzessin  A ngnste, die m it H errn  von B lix en - 
Finecke verheirathet ist, verzichtet hat, ist nicht bekannt.

D a ß  diese Verzichte nicht genügen, liegt au s  der H an d . W a h r ­
scheinlich aber haben sie g a r keinen W erth . W ir  haben früher ge­
sehen, daß die L a n d g rä fin  C harlo tte  nach dem  dänischen Königsgesetz 
a lle rd ing s d as  nächste Erbrecht an  die dänische K rone hat, fa lls  sie 
den jetzigen K önig  u nd  den P rin z e n  F e rd in a n d  überlebt. F ü r  diesen 
F a l l  w ürden  nach ih r auch ihre D eszendenten  die Nüchstberechtigten sein 
(obgleich selbst dieser S a tz  bestritten w erden kann u nd  bestritten w orden
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ist). D a u n  w ürden  also einige, wenn anch nicht genügende Verzichte 
vorliegen. W e n n  aber, wie es wahrscheinlicher ist, die 73  J a h re  alte 
L a n d g rä fin  C harlo tte  früher stirbt, a ls  der 5 4  J a h re  alte K önig, so 
haben nicht die D eszendenten der L an d g rä fin  C harlo tte d as  nächste 
Erbrecht, sondern die Töchter des K ö nig s Friedrich V I .  D a s  E rb ­
recht der Hessen w ird dann  ein sehr entferntes. F ü r  diesen bei W ei­
tem  wahrscheinlicheren F a l l  sind die vorliegenden Verzichte völlig 
w erth los. D ie  Töchter F riedrich’s V I .  haben nicht verzichtet, und  
ebenso w enig diejenigen P rinzen , welche nach ihnen zunächst berech­
t ig t  sind.

S o  steht es in  D än em ark . I n  S ch le sw ig -H o lste in  liegt die 
S ach e  fü r  den Protokollprinzen  wo möglich noch ungünstiger. H ier 
sind nicht w eniger a ls  elf näher berechtigte A g naten  vorhanden, welche 
au f ihr Erbrecht bis jetzt nicht n u r  nicht verzichtet, sondern zu m  T heil 
gegen d a s  neue Thronfolgegesetz selbst ausdrücklich protestirt haben. 
D iese A g naten  sind:

1) D e r  Herzog C hristian  A ugust von A ugustenburg . D e r  Herzog 
h a t a llerd in gs un ter dem 3 0 . D ezem ber 1 8 5 2  eine E rk lä ru n g  a u s ­
gestellt, in  welcher er sich verpflichtet, den von den: K önig von D ä n e ­
m ark in  B ezug  au f die E rbfo lge gefaßten oder künftighin zu fassen­
den Beschlüssen in  keiner W eise entgegenzntreten. D ie  U m stände, 
un ter denen diese E rk lä ru n g  ausgestellt wurde, sind folgende: C s  ist 
bekannt, in welchem G rad e  der Herzog durch d as  in seiner P erso n  
vorhandene Erbrecht sich den H aß  der D ä n e n  zngezogen hatte. D urch 
gerichtliche A ussagen  ist erwiesen, daß der K önig  von D än em ark  im  
S ep tem ber 1 8 4 8  in S o n d e rb n rg  in G eg en w art einer großen A nzahl 
von M enschen den Herzog von A ugustenburg  fü r  „vogelfrei" erklärt 
ha t: „ Je d e rm a n n  könne ihn erschießen." Gleich nach dem A usbruch 
des Krieges w urden die sehr bedeutenden Besitzungen des H erzogs im  
H erzogthnm  S ch lesw ig , ans Alsen und  in S u n d e w itt  von der d ä n i­
schen R eg ierun g  m it Beschlag belegt; säm mtliche E inkünfte w urden 
ihm  entzogen. I m  J a h re  1 8 5 1 , nachdem Holstein durch österreichische 
und preußische T rup pen  segnestrirt w a r, w andte  die dänische R eg ierung
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sich an  P re u ß en  m it dem Ersuchen, ein A bkom m en zwischen ih r und 
dein Herzog von A ng nstenbnrg  zu verm itteln . D iese V erh a n d lu n g en  
blieben lange erfo lg los, weil der H erzog sich entschieden weigerte, ans 
seine Erbrechte zu verzichten, obw ohl d a m a ls  H err von M an te u ffe l 
die größten A nstrengungen  machte, ihn  zu einem solchen Verzicht zu 
bewegen. 3 m  M ä r z  1 8 5 2  tra t D än em a rk  m it der P ro p o sitio n  her­
vor, den H erzog fü r  seine B esitzungen m  S ch le sw ig  nach A bzug der 
d a ra u f  ruhenden  S ch u ld e n  die S u m m e  von 2 ,2 5 0 ,0 0 0  T h a le rn  
P re n ß . C o u ra n t anszah len  zu w ollen, wogegen der Herzog versprechen 
solle, der beabsichtigten T h ro n fo lg e  in  D än em a rk  nicht entgegenzutreten. 
D iese P ro p o sitio n  w a r a ls  ein U lt im a tu m  bezeichnet m it der E rk lä ­
ru n g , daß, w enn der H erzog dieselbe nicht innerhalb  vier W ochen an ­
genom m en haben w ürde, der K önig  von D än em a rk  sich zu nichts 
weiter verbindlich mache. P r iv a t im  w ar noch die D ro h u n g  hinzuge­
füg t, daß, fa lls  der H erzog die P ro p o sitio n  nicht an n äh m e, sein ge­
sum m tes V erm ögen  werde konfiszirt w erden; diese K onfiskation  sollte 
von R u ß la n d  u nd  E n g la n d  im  V o ra u s  genehm igt sein. Auch w u r­
den noch andere M a ß re g e ln  gegen den H erzog u nd  sein H a u s  in 
A ussicht gestellt. D e r  H erzog erklärte h ierauf der preußischen R eg ie­
ru n g , daß, da d as  V erm ögen  nicht ihm , sondern seiner F a m lie  ge­
höre u nd  die In te n tio n e n  der dänischen R eg ie ru ng  ihm  zur G enüge 
bekannt seien, er sich gezw ungen sehe, diese P ro p o sitio n  anzunehm en, 
weil er sonst G efah r laufe, d a s  ganze V erm ög en  seiner F a m lie  zu 
verlieren. I n  der E rk lä ru n g , welche der H erzog am  3 0 . D ezem ber 
1 8 5 2  ausgestellt hat, h a t er nicht an s  sein Erbrecht verzichtet, sondern 
er h a t n u r  versprochen, den Beschlüssen des K ön ig s hinsichtlich der 
E rb fo lge nicht entgegenzutreten. I n  ihren Konsequenzen kann diese 
E rk lä ru n g  die B ed eu tu n g  eines persönlichen Verzichtes gew innen. A u f 
jeden F a l l  w ird außer dem  H erzog N iem an d  durch die E rk lä ru n g  
gebunden, weder seine S ö h n e , welche im  J a h re  1 8 5 2  bereits m a ­
jorenn  w aren, noch seine S e iten v e rw a n d te n . — A ußer dem  Herzog 
gehen noch folgende A g n a ten  dem P ro to ko llp rinzen  v o r:

2) D e r  älteste S o h n  des H erzogs, E rb prin z  Friedrich von
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Au gusten burg. Dieser hat nicht nur nicht verzichtet, sondern hat viel­
mehr im Januar 1859 in einem an den König von Dänemark ge­
richteten Schreiben sein Erbrecht gegen die Bestimmungen des Thron- 
folgegesetzes von 1853 ausdrücklich verwahrt;

3) der am 20. Januar dieses Jahres geborene Sohn des Erb­
prinzen Friedrich;

4) der zweite Sohn des Herzogs, Prinz Christian von Angnsten-
bnrg;

5) der Bruder des Herzogs, Prinz Friedrich von Noer. W ir 
dürfen hier daran erinnern, daß der Prinz von Noer einen von der 
englischen Regierung entgegengenommenen Protest gegen den Lon­
doner Traktat eingelegt hat, dessen einziger Zweck nur der sein könne, 
„die verschiedenen erbberechtigten Linien zu entfernen, die eine Wehr 
gegen das Ereigniß bilden, welches das dänische Volk nur mit Ab­
scheu betrachtet, nämlich die Einverleibung Dänemarks in das rus­
sische Reich;“

6) der Sohn des Vorgenannten, Prinz Friedrich von Noer;
7) der Vetter des Herzogs, Prinz Woldemar von Angnsten- 

bnrg. —  Außer den Mitgliedern des augnstenbnrgischen Hauses 
gehen beut Prinzen Christian von Glücksburg noch seine älteren Brü­
der vor, also:

8) der Herzog Karl von Glücksbnrg;
9) dessen Bruder, der Prinz Friedrich von Glücksburg;

10) des Vorgenannten Sohn, Prinz Friedrich Ferdinand von 
Glücksburg;

11) des Herzogs dritter Bruder, Prinz Wilhelm von Glücksbnrg.
Erst nach allen diesen konnnt der Protokollprinz.
Wie in Dänemark und in Schleswig-Holstein, so steht es in 

Lanenbnrg. Auch hier fehlt es an den genügenden Verzichten. 
I n  der Sitzung der deutschen Bundesversammlung vom 29. Ju li 
1852 hat der Gesandte der großherzoglich und herzoglich sächsischen 
Häuser eine Verwahrung der Rechte des sachsen-ernestischen Gesammt- 
hauses auf eventuelle Succession in Lauenburg eingelegt. Auch das
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großherzoglich - mecklenburgische Haus hat sich eventuelle Erbrechte an 
Lauenburg durch eine beim Bundestag eingelegte Verwahrung Vor­
behalten.

Wie an den Verzichten der näher berechtigten Erben, so fehlt es 
zweitens an der Zustimmung der Landesvertre tungen. Zwar 
der dänische Reichstag hat nach langem Sträuben das Thron­
folgegesetz von 1853 genehmigt. Dies wird im Eingänge des Ge­
setzes selbst hervorgehoben. Dadurch hat die dänische Regierung an­
erkannt, was ohnehin selbstverständlich ist, daß die bestehende Suc- 
cessionsordnung nicht einseitig durch den Landesherrn mit rechtlicher 
Gültigkeit ausgehoben oder abgeändert werden kann, daß vielmehr 
dazu die Zustimmung der Landesvertretnng erforderlich ist. Nun aber 
sind die Stände der drei deutschen Herzogthümer gar nicht gefragt 
worden. Weder den schleswigschen, noch den holsteinischen Ständen, 
noch der lauenbnrgischen Ritter- und Landschaft ist das Thronfolge- 
gesetz vorgelegt. Wenn nun unbestreitbar ist, daß der dänische Reichs­
tag, in welchen! die Herzogthümer nicht vertreten sind, über das Erb­
folgerecht in den Herzogthümern nicht hat verfügen können, so folgt 
daraus, daß das Thronfolgegesetz von 1853 für die drei Herzog­
thümer keine Gültigkeit hat, daß es für sie nichts ist, als ein bis
jetzt noch nicht zur Vorlage gekommener Gesetzentwurf. Die holstei­
nischen Stände haben sich hierüber bereits deutlich erklärt. Jni Jahre 
1859 sahen sie sich veranlaßt, daraus hinznweisen, daß sie zu dem 
Thronfolgegesetz ihre Zustimmung nicht gegeben haben. Darauf ließ 
die Regierung während der vorjährigen D iät in den Motiven eines 
den Ständen vorgelegten holsteinischen Verfassnngsentwnrfs die Be­
merkung einfließen, daß einer solchen Verwahrung an sich keine Be­
deutung beigelegt werden könne. Die holsteinischen Stände hielten 
sich einer solchen Aeußerung gegenüber verpflichtet, wiederholt hervor- 
zuheben, „daß das Thronfolgegesetz nur dem dänischen Reichstag zur
Beschlußnahme vorgelegt und von demselben genehmigt, für die Her-
zogthümer dagegen einseitig vorn König erlassen sei, ohne daß sie 
um ihre Zustimmung angegangen wären, oder durch ihre Vertreter
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dazu m itgew irkt hätten." D ie  F o lg e  ist, daß die H erzogthüm er durch 
eilt Gesetz, bei welchem sie nicht m itgewirkt haben, auch nicht ver­
pflichtet fein können.

Endlich drittens fehlt die G enehm igung des d e u tsch en  B u n ­
d e s ,  welche für eine Aenderung der Thronsolgeordim ug in Holstein 
und Laueubnrg nothwendig ist. D er  deutschen Bundesversam m lung  
ist weder der Londoner Traktat, noch das Thronsolgegesetz in offi­
zieller W eise mitgetheilt. Dänem ark hat nur an die einzelnen deut­
schen Regierungen das Ersuchen gestellt, dem Londoner Vertrag bei­
zutreten. S o w e it  bekannt, haben zwei Regierungen, Knrhessen und 
Hannover, dem Vertrag ihre Zustim m ung gegeben. Hannover m ag  
diesen Schritt später wohl bereut haben. Alle anderen Regierungen  
haben es abgelehnt. Preußen und Oesterreich haben sich an dem 
Londoner Traktat nicht a ls  deutsche Bundesstaaten, sondern a ls  euro­
päische M ächte betheiligt. F ür den deutschen B u n d  ist der Londoner 
Vertrag und das Thronsolgegesetz von 1 8 5 3  vollkommen unverbindlich. 
Nach der Bundesverfassung hat die deutsche Bundesversam m lung das 
alleinige Recht, darüber zu entscheiden, wer a ls  Bnndessürst unter 
den Bnndessürsten P latz nehmen kann. U m  diesem Entscheidungs­
rechte nicht zu präjndiziren, bestanden Oesterreich und Preußen darauf, 
daß im Artikel 3 . des Londoner Traktats die Rechte des deutschen 
B u n d es Vorbehalten blieben. D ie  Kompetenz des B u nd es wird also 
auch von den europäischen M ächten nicht bestritten. F ür die S t e l ­
lung des B u nd es zu der Erbsolgesrage ist noch immer der B u n d es-  
beschlnß vom 17 . Septem ber 1 8 4 6  maßgebend, in welchem die Rechte 
der Agnaten Vorbehalten find. D ie  Bundesversam m lung hat sich 
also für den F a ll, daß der M ann sstam m  des dänischen K önigshauses 
ansstirbt, die Entscheidung Vorbehalten; sie hat nichts, durchaus nichts 
gethau, wodurch dieser Entscheidung präjndizirt würde.

E s  fehlt also an allen V oraussetzungen, die erforderlich find, 
um  der neuen T h ronsolgeordnnng eine gesicherte R echtsgrundlage zn 
geben. B e i einer etw aigen R evision  des L ondoner V ertrages würde 
m an m it Recht geltend machen können, daß die V oraussetzungen, von
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denen m an bei der Unterzeichnung ausging, nicht eingetroffen sind. 
D ie beiden deutschen Großmächte aber sind noch ans einem anderen 
G runde berechtigt, ihre Zustim m ung zu dem Londoner V ertrage 
wieder zurückzunehmen. Diese Zustim m ung w ar von ihnen bezeichnet 
worden a ls  ein A eqnivalent fü r die von D änem ark hinsichtlich der 
Verfassung der deutschen H e rzo g tü m er übernommenen Verpflichtungen. 
Bekanntlich wurde während des Ja h re s  1 8 5 1  zwischen P reußen  und 
Oesterreich einerseits und D änem ark andererseits über die verfassungs­
m äßige S te llu n g  unterhandelt, welche die Herzogthihner Schlesw ig, 
Holstein und Lauenburg innerhalb der dänischen Gesammtmonarchie 
haben sollten. D ie  P u n k te , über welche inan sich vereinbart hatte, 
sind in der Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  1 8 5 2  zusammen gefaßt. 
Oesterreich hatte in einer Depesche vom 26. Dezember 1 851  die B e­
dingungen entwickelt, unter denen es das von der dänischen Regie­
rung  vorgelegte P ro g ra m m  für annehm bar halte. P reußen hatte sich 
in einer Depesche von 30. Dezember 1 8 5 1  der österreichischen Anf- 
fassung angeschlossen. D ie  dänische A ntw ort vom 29. J a n u a r  1 852  
sprach ihr Einverständniß m it den von der preußischen Regierung ge- 
theilten Absichten des österreichischen Kabinets ans. D ie für die vor­
liegende F rage entscheidende S te lle  der österreichischen Depesche vom 
26. Dezember 1 8 5 1  lautet:

„W ürde nun  die dänische R egierung sich bewogen finden, die­
jenige Auffassung ihres P ro g ra m m s, die wir in dem G egenw ärtigen 
E rlaß  und in der A nlage desselben niedergelegt haben, auch a ls die 
ihrige anzuerkennen, würde sie uns zugleich der wirklichen A usführung 
der Absichten, die sie u n s  bis jetzt offiziell nu r a ls  eine mögliche 
E ven tualitä t zur Kenntniß gebracht hat, in der bindenden F o rm  einer 
auf Befehl S r .  M ajestä t des K önigs abgegebenen E rklärung versichern 
und danach auch ihre H andlungen einrichten, soweit dazu schon jetzt 
V eranlassung gegeben ist, so könnten w ir auf einen baldigen versöh­
nenden A usgang  der seitherigen I r ru n g e n  zwischen den verschiedenen 
Theilen der dänischen M onarchie, wie zwischen dieser und dem deut­
schen B u n d  zuversichtlich vertrauen; wir würden das M a n d a t ,  kraft
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dessen w ir in  G em einschaft m it P ren ß en  den deutschen B u n d  in 
dieser A ngelegenheit vertreten, unter gleichzeitiger R ä u m u n g  H olsteins 
u n d  W iederherstellung der vollen landesherrlichen G ew a lt in  diesem 
H erzog thum  znrücklegen, in der B u nd esv ersam m lu n g  fü r die getroffene 
V ere in b a run g  einstehen, u nd  zugleich die neue innere B eg rün du ng - des 
V erb an d es der unter E inem  Herrscher vereinigten L ande fü r  weit 
genug vorgeschritten erachten, u m  u n s  an  der völkerrechtlichen V e r­
b ü rg u n g  der In te g r i tä t  der M onarch ie  m ittelst A nerkennung der ge­
m einsam en E rbfo lge zu betheiligen."

H ier ist m it deutlichen W orten  die B etheiligung  an  der A n er­
kennung der gemeinsamen Erbfolge, also an  dem Londoner V ertrag , 
a ls  ein A egnivalen t fü r die Zugeständnisse bezeichnet, welche die 
M äch te  in  B etreff der verfassungsm äßigen S te llu n g  der H erzogthüm er 
von D än em a rk  verlangten. Diese Zugeständnisse ha t D än em ark  a ller­
d in g s im  J a n u a r  1 8 5 2  gemacht, aber es h a t sie nicht gehalten. 
D ie s  ist so notorisch, daß w ir u n s  dabei nicht aufzuhalten  brauchen. 
A lle die langw ierigen V erh an d lun gen  der letzten J a h re  sind gerade 
dadurch veranlaßt, daß D än em ark  die V erabredungen  von 1 8 5 2  ver­
letzt hat. E inen  B ew eis fü r  diese dänischen V ertragsverletzungen bei­
zubringen, ist vollkommen überflüssig, seit der dänische K onseilspräsident 
H a ll in  seiner neuesten Depesche vom  2 6 . Dezem ber 1 8 6 1  selbst er­
k lärt hat, „daß  die dänische R eg ierung  von dem resnltatlosen V e r­
suche absteht, die V oraussetzungen von 1 8 5 2  in der d a m a ls  beabsich­
tigten  W eise dnrchznführen." W ir  nehm en diese E rk lä ru n g  dankbar 
entgegen; sie en thält d a s  Z ngeständniß, daß D än em a rk  seine im  J a h r e ' 
1 8 5 2  gegebenen Versprechungen b isher nicht erfü llt hat und  in Z ukunft 
nicht erfüllen will. D ie  V orlagen , welche dem im  J a n u a r  dieses 
J a h re s  in  K openhagen eröffneten R nm psreichsrath  gemacht sind , sind 
vollends eine unverhüllte und vollständige L ossagu ng  von dem A b ­
komm en von 1 8 5 2  und  von den d a m a ls  gegebenen Versprechungen. 
D ie  richtige A n tw o rt d a rau f ist, daß die deutschen M äch te  ihre Z u ­
stim m ung zum  Londoner V e rtra g , welche n u r  ein A equivalen t fü r
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jene V ersprechungen w ar, wieder zurücknehmen. D a ß  sie dazu be­
rechtigt sind, w ird  N iem and  bezweifeln.

S o  steht es m it der S o l id i tä t  des Londoner T rak ta ts . W ir  
sollten meinen, es w äre fü r  die deutsche D ip lo m a tie  keine überm äßig  
schwere A ufgabe, diesen T rak ta t bei passender G elegenheit wieder fort 
zu revidiren. M a n  w ird doch in D eutschland diese A usgabe nicht 
fü r schwieriger halten, a ls  in  D än em ark . I n  D än em ark  aber g laub t 
m a n  nicht an  die Festigkeit des L ondoner T rak ta ts . D o r t  h a t m an  
die E m pfin du ng , au f einer morsche« Eisdecke zu w an d e ln , die in  
jedem Augenblick einzubrechen droht. M a n  hütet sich w o h l, die 
Zw eifel an  dem B estand  des neuen Thronfolgegeseßes lau t werden 
zu lassen. A ber die Zw eifel sind dennoch vorhanden. Z uw eilen, wenn 
auch selten, w ird dort eine S t im m e  la u t,  welche die Bodenlosigkeit 
der dänischen V erhältnisse gerade in B eziehung  ans diesen F u n d a ­
m entalpunkt u n u m w u nd en  anerkennt.

W ir  können u n s  d am it begnügen, n u r  die m erkwürdigste Aenße- 
ru n g , welche w ir über diesen P u n k t a u s  D än em a rk  vernom m en haben, 
hier anzuführen. S ie  rü h r t von einem dänischen M in is te r des A u s ­
w ärtigen  her, welcher zugleich ein S ch w ag e r des P rotokollp rinzen  ist, 
näm lich von H errn  von Blixen-Finecke. D ieser w ar E nd e 1 8 5 9  
M in is te r des A u sw ärtig en . Bekanntlich stand d a m a ls  ein europäischer 
Kongreß zur R eg elung  der italienischen F ra g e  in Aussicht. Zwischen 
dem P rotokollprinzen  und  seinem S ch w ag er Blixen-Finecke w ar im 
A n fan g  D ezem ber ein Z erw ürfniß  ansgebrochen. B lixen-F inecke 
wollte seinen S ch w ag er a ls  S ta t th a l te r  nach Holstein schicken; der 
P ro toko llp rinz w ollte sich au f diesen P l a n  nicht einlassen. D a  schrieb 
Blixen-Finecke ihm  am  1 1 . D ezem ber 1 8 5 9  den nachstehenden B rie f:

„ E s  w ird E w . königlichen H oheit bekannt sein, daß m an  von 
vielen unserem  hartgeprüsten  V ate rlan d e  feindlichen S e ite n  die F rag e  
wegen einer R e v i s i o n  d e s  L o n d o n e r  T r a k t a t s ,  betreffend die 
T hronfo lgeo rdn nn g  in der dänischen M o n arch ie , aufgew orfen hat. 
N am entlich hat die französische „Presse" und  besonders der Verfasser 
der Reisebeschreibnng des P rin ze n  N apoleon  in den nordischen L än -
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d em  hervorgehoben, wie wünschenswerth es sei, daß  dieser S t a a t s a k t  
wesentlich modifizirt werde. Ich  brauche nicht erst E w .  königlichen 
H oheit ause inander  zu setzen, wie wichtig es fü r  die thenersten I n ­
teressen des S t a a t e s  u n d  —  w as  d am it  in enger V erb in d u n g  steht —  
fü r  die Interessen E w .  königlichen Hoheit sein w ü rd e ,  wenn m a n  
verhindern könnte, daß die beregte F ra g e  überhaupt aus dem Kongreß 
zu r  S p rac h e  komme, oder wenigstens bewirken könnte, daß sie in 
einer fü r  die dänische M onarch ie  ersprießlichen Weise vorkomme. 
Dieses Letztere würde n u r  geschehen können, wenn die R eg ie rung  
S r .  M a je s tä t  im S t a n d e  w ä re ,  ans dem Kongresse die begründete 
E rk lä ru n g  abzugeben, daß  der Friede u nd  die O r d n u n g  in  der M o ­
narchie zu S t a n d e  gebracht, jede äußere D ispos i t ion  über unsere V e r ­
hältnisse dadurch überflüssig geworden sei. D ie s  hat die Reg ie rung  
S r .  M a je s tä t  geglaubt in s  Werk setzen zu können, wenn sowohl 
S e .  M a je s t ä t  der König a l s  auch E w .  königliche Hoheit zu vermögen 
wären, dem Z usam m enh a l t  der M onarch ie  d as  persönliche O p fe r  zu 
bringen, d as  in der A n n a h m e  des S ta t th a l te rpo s ten s  in Holstein sei­
tens E w .  königlichen Hoheit liegen würde. Ic h  rä u m e  ein, daß d as  
M in is te r iu m  sich E w . königliche Hoheit  a l s  einen S ch i ld  gegen innere 
U nruh en  sowohl a ls  gegen G e w a l t  von außen gedacht h a t ;  aber 
E w .  königliche Hoheit w ürden  a l sd a n n  doch n u r  d as ,  w a s  einst m it  der 
Zeit I h n e n  u nd  I h r e m  Geschlechte zufallen soll ,  schützen. Z u m  
Schluffe erlaube ich m ir  die nnterthünige F ra g e ,  wer I h n e n  größeres 
V er t ra u e n  erweist: die verantwortlichen R athg eb er  S r .  M a je s t ä t ,  die 
in der A n n a h m e  des E w .  königlichen Hoheit angebotenen P os tens  
eine S iche ru ng  fü r  d as  Z usam m enhal ten  der M onarch ie  sehen, eben weil 
sie ans  E w . königlichen Hoheit  L o y a l i tä t  u nd  Unparteilichkeit bauen, —  
oder die unverantwortlichen privaten Zwischenkäufer, die von der A n ­
stellung E w .  königlichen Hoheit  eine Zersplitterung des S t a a t s  befürchten, 
weil sie von der für  E w .  königlichen Hoheit  K opf und  Herz gleich be­
leidigenden Voraussetzung ansgehen, daß S i e  ein williges Werkzeug 
in den H ä n d e n  illoyaler u nd  aufrührerischer Schleswig-Holsteiner wer­
den würden. I m  F a l le  der W eige ru ng  von S e i te n  E w .  königlichen



46

H oheit w ird  die V erantw ortlichkeit fü r  die m öglichen F o lg e n  lediglich 
Ih n e n  zu r L as t fallen, w ährend  S r .  M a je s tä t R eg ie ru ng  sich bew ußt 
ist, I h n e n  gegenüber ihre P flich t erfü llt zu haben."

S o  schreibt der dänische M in is te r des A u sw ärtig en  an  seinen 
S ch w ag er, welcher designirter T h ron fo lg er ist. H err von B liren-F inecke 
ist ein A benteurer, leichtsinnig m id unzuverlässig , aber er h at m ehr 
staatsm ännischen B lick , a ls  alle die A dvokaten u nd  M a g is te r  zu- 
sam m engenom m en , welche gegenw ärtig  d a s  dänische M in is te riu m  
bilden. A n s  dem vorstehenden B riefe  m ag  m an  erkennen, wie es 
dem  P ro toko llp rinzen  in  D än em ark , wo m a n  ihn fü r einen verkapp­
ten Sch lesw ig -H olsteiner hä lt, an  jedem sicheren B o d en  fehlt. Noch 
m ehr ist d a s  in  S ch lesw ig -H olstein  der F a l l ,  wo m an  ihn  fü r eine 
N u ll hält, welcher später eine dänische Z iffer vorgesetzt w erden soll.

W ichtiger u nd  interessanter ist die U num w nndenheit, m it der 
H err von  B lixen-Finecke eine R evision des L ondoner T ra k ta ts  a ls  
möglich u nd  wahrscheinlich in  Aussicht stellt. W en n  selbst die D ä n e n  
sich dies nicht läng er verhehlen können, so dürfen  doch w ir in  D eutsch­
lan d  nicht an  der D u rch fü h ru n g  einer solchen A ufgabe verzweifeln. 
A n  einer R ech tsg ru nd lage  fehlt es der neuen T hro n fo lg eo rd n u n g  in  
D än em a rk  d u rch au s; von dieser S e ite  ist der A ng riff so leicht wie 
möglich. E s  hande lt sich n u r  d aru m , diese U eberzcngnng zu r eu ro ­
päischen A nerkennung zu bringen. D a s  ist lediglich eine F ra g e  der 
O p p o rtu n itä t. D e r  Z eitpunkt der Aktion m uß  so g ew äh lt werden, 
daß  er die B ürgschaft des E rfo lg es  gew ährt. B e im  B eg in n  des 
letzten orientalischen K rieges w ar ein solcher Z eitpunkt, wie er nicht 
günstiger gedacht werden kann. E r  w urde versäum t, w eil d a m a ls  
noch in  P re u ß en  dieselbe U nfähigkeit u nd  B lin d h e it, welche den L o n ­
doner T rak ta t unterzeichnet hatte, an  der S p itze  stand. A ber solche 
M o m en te  kehren w ieder; es w ird n u r  d a ra u f  ankom m en, entschlossen 
die G elegenheit beim  S chopfe zu fassen.

E in s  steht fest. D ie  schleswig-holsteinische F ra g e  ist die Geschichte 
vom  kranken M a n n e  am  S u n d .  D ie  D ä n e n  sind die T ürken des 
N ordens. D e r  P a t ie n t  ist nicht m ehr zu kuriren. V o r  zehn J a h re n
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w äre eine E rh a ltu n g  der dänischen M o narch ie  vielleicht noch möglich 
gewesen, jetzt nicht mehr. D ie  B ru ta l i t ä t  und N ichtsw ürdigkeit der 
dänischen P o litik  h a t jeden G edanken d ara n  unm öglich gemacht. 
D ie  D ip lo m a te n , welche a ls  Aerzte am  dänischen K rankenlager stehen, 
haben es in  der H a n d ,  den T od eskam pf zu verlängern . A ber ein 
g u ter A rz t weiß, daß  in ganz hoffnungslosen F ä lle n  seine A usgabe 
n u r  noch sein kann, den T od eskam pf zu erleichtern.

D a s  E n d e  des K am pfes kann n u r  die A uflösung  der dänischen 
M o n arch ie  sein. D ie  deutschen u nd  die dänischen B estandtheile der­
selben müssen sich von einander sondern. W a s  w ir wünschen, ist 
n u r  die A uflösung  einer unnatürlichen  V e rb in d u n g ; es ist weit ver­
schieden von dem U n te rg an g  D än em a rk s . D iesem  kleinen S t a a t  
wünschen w ir im  G egen theil jedes mögliche G edeihen. A ber, w endet 
m a n  u n s  in  der R egel ein, d as  arm e Königreich D än em a rk  kann ohne 
die H e rz o g tü m e r  nicht existiren; es w ürde zu klein sein, u m  fü r sich 
bestehen zu können. W ä re  dies richtig, so sehen w ir doch nicht ein, 
w eshalb  die H e rz o g tü m e r  dazu  verurtheilt sein sollen, a ls  ein S chem el 
fü r  die dänische S cheingröße zu dienen. A ber ist es denn wirklich w ahr, 
daß  D än em a rk  nicht fü r sich allein  existiren k an n ?  D a s  Königreich 
w ü rd e , nachdem  die H erzogthihner von demselben abgetrennt sind, 
e tw a 1 ,7 0 0 ,0 0 0  E in w o h n er zählen. D a s  ist u ng efäh r die E in w o h n er­
zahl des K önigreichs W ü rttem b erg . E s  ist nicht einznsehen, w eshalb  
D än em a rk  nicht eben so g u t sollte existiren können, wie W ü rttem berg . 
N u r  müssen die D ä n e n  sich die G ro ß m an n ssu ch t a n s  dem Kopfe 
schlagen. S i e  müssen nicht m ehr scheinen w ollen, a ls  sie sind. D ie  
„fratzenhafte E itelkeit" ist bekanntlich ih r alte r N ationalfeh ler. K önnen 
sie sich d avon  frei machen u nd  sich bescheiden, ihren V erhältn issen  
gem äß, entrichten, so w ird  es schon gehen.

W en n  es aber dennoch richtig w ä re , daß D än em a rk  ohne die 
H e rz o g tü m e r  nicht a ls  selbständiger S t a a t  bestehen k an n? I m  J a h re  
1 8 1 3 ,  a ls  es sich d a ru m  handelte, N orw egen an  Schw eden  abzu- 
tre ten , w urde von vielen S e i te n  behauptet, D än em a rk  könne ohne 
N orw egen nicht bestehen. D a m a ls  m einte G ra f  M ü n s te r :  P o u r q u o i
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ce  ro y a u m e  n e  c e s s e ra it - i l  d ’e x is te r ?  Dasselbe können wir jetzt 
ans eine gleiche E inw endung antworten. W a ru m  ist es nothwendig, 
daß D änem ark existire?

E in  altes B o rn rth e il behauptet, daß D än em a rk  a ls  der „H üter 
am  S u n d e "  fü r  d a s  europäische Gleichgewicht nothw endig  sei. I s t  
d am it gemeint, daß D än em a rk  die E in fah rt in  den S u n d  beherrscht, 
so ist d as nicht richtig. A m  3 0 . M ä rz  1 8 0 1  h a t die englische 
F lo tte  un ter S i r  H yde P ark e r und Nelson die D u rchfahrt durch den 
S u n d  erzw ungen. Vergeblich eröffnete d a s  S ch lo ß  K ronenburg  a u s  
m ehr a ls  hundert K anonen  ein heftiges F eu er gegen die englischen 
Schiffe. Diese litten n u r  geringen S ch aden , und  die englischen M a ­
trosen spotteten über die w irkungslosen A nstrengungen der D än en .

G erade  umgekehrt lau te t ein anderer E in w a n d : es liege im  I n ­
teresse E u ro p a s ,  daß nicht beide Küsten des S u n d e s  sich in der H an d  
e i n e r  R eg ierung  befinden; denn diese werde dadurch in den S ta n d  
gesetzt, die E in fa h rt in die Ostsee zu sperren. Auch dies ist ein 
J r r th n m . E s  m ag sein, daß eine M ach t, welche zugleich H elsingborg 
und  H elsingör besitzt, im  S ta n d e  ist, den S u n d  zu sperren. A ber 
der S u n d  ist nicht die einzige S tra ß e  in  die O stsee; er ist nicht 
einm al m ehr die wichtigste. D a s  B o rn r th e il ,  welches früher gegen 
die D u rchfah rt durch den großen B e lt herrschte, hat sich a ls  unbe­
g ründet erwiesen. I n  den J a h re n  1 8 5 4  u nd  1 8 5 5  sind die F lo tten  
E n g la n d s  und  F rankreichs, welche in die Ostsee geschickt wurden, 
regelm äßig durch den großen B e lt  gegangen, nicht durch den S u n d .  
D e r  große B e lt aber ist so breit, daß er non den Küsten a u s  nicht 
gesperrt werden kann. D ie  B ed eu tu ng  des S u n d e s  ist dadurch eine 
weit geringere geworden. M ö g e n  die beiden Küsten desselben sich in 
der H an d  zweier R egierungen  oder e i n e r  R eg ierun g  befinden, die 
Freiheit der E in fah rt in die Ostsee ist davon  nicht abhängig . D ie  
Herrschaft des S u n d e s  macht die Ostsee nicht zu einem geschlos­
senen M eer.

I n  Wirklichkeit liegt die G efahr für die Freiheit der Ostsee an 
einer ganz anderen S telle , a ls  in den skandinavischen S ta a ten . S ie
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liegt in  dem unüberwindlichen D ra n g  R u ß lan d s, auf der Ostsee vor­
w ärts zu schreiten. R ußland  ist von M o sk a u  nach Petersburg, von  
Petersburg nach F in n lan d , nach den A landsinseln  vorgedrungen. 
R ußland  hat seinen Blick auf B orn holm  gerichtet und wird ihn auf 
Kopenhagen richten. Kopenhagen ist sein Konstantinopel des Nordens. 
E s  wird nicht ruhen, a ls  b is es hier feststeht, nicht w eil es dies w ill, 
sondern weil es nicht anders kann. W er von dem Leben der S t a a ­
ten redet, muß nach Menschenaltern rechnen. E s  macht daher keinen 
Unterschied, daß die Beschäftigung m it den inner» Reform en gegen­
wärtig eine P a u se  in der expansiven Tendenz R u ß lan d s veranlaßt hat.

D ie s  ist der G rund, w eshalb eine S tärk u n g  D änem arks im  
europäischen Interesse wünschenswerth ist. N ur m uß m an die ver­
nünftigen M itte l zu einer solchen Stärk u ng anwenden. D ie  V erbin­
dung m it S ch lesw ig -H o lste in  aber ist nichts a ls  eine Schw ächung  
D änem arks; denn sie zw ingt dies Land, seine besten Kräfte in  einem  
unaufhörlichen inneren Kriege aufzureiben. D ie  Herstellung einer 
selbständigen. M acht mit S u n d e , die A usgleichung aller streitenden 
Interessen ist allein dadurch möglich, daß durch die V ereinigung des 
eigentlichen Königreichs D änem ark m it Schw eden und N orw egen ein 
S kandinavien  konstituirt werde, d as mächtig genug ist, sich von R u ß ­
land, Deutschland und E ngland  unabhängig zu erhalten, ohne doch 
so mächtig zu sein, daß es einem von diesen S ta a ten  gefährlich wer­
den könnte.

I n  der That wird dies erreicht durch die skandinavische U nion, 
auf welche auch von einer anderen S e ite  her die Geschichte des N or­
dens hinweist. D ie  mächtigste S trö m u n g , welche gegenwärtig durch 
die europäische W elt geht, ist die n ationale; es ist das S treben  der 
verschiedenen S tä m m e einer N ationalität, sich zu einem großen G a n ­
zen zusammenzuschließen. Auch die nordischen Völker sind von dieser 
S tr ö m u n g  mächtig ergriffen, und nicht allein die Völker, auch die 
beiden Könige —  Karl XV. und Friedrich VII. —  sind skandi­
navisch gesinnt. I m  J u n i 1860 machte Friedrich VII. dem schwe­
dischen K önig einen Besuch in dem Lager bei B onarp  in  Schonen.
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Auch der P rotokollprinz w ar im  Gefolge des dänischen K önigs. 
Aber dieser, welcher sich bekanntlich durch eine derbe und offene N a tu r 
anszeichnete, legte sich deshalb keinen Z w ang an. M a n  erzählt sich, 
daß er an offener T afel einen Toast ans K arl X V .  ausbrachte und 
dabei den Wunsch anssprach, dieser möge sein Nachfolger in D ä n e ­
m ark werden.

W ir  können u n s  m it voller Ueberzeugung diesem Wunsch des 
dänischen K önigs atffchlleßett. D e r skandinavische Gedanke an und 
für sich ist gesund, und er beherrscht die Zukunft des N ordens. Deutsch­
land hat keine Ursache, sich gegen diesen Gedanken feindlich zu stellen. 
E in  unter P reußens Leitung geeinigtes Deutschland würde in dem 
skandinavisch geeinigten Norden den besten und natürlichsten B u n d es­
genossen finden. Aber m an darf nicht das E iderprogram m  m it der 
skandinavischen Id e e  verwechseln. D a s  E iderprogram m  ist nichts 
a ls  eine V erzerrung und V erunstaltung der skandinavischen Id e e ; es 
streitet gegen die N a tu r und die Geschichte. M i t  dem Eiderprogram m  
können w ir n iem als Frieden schließen. W a s  gesund ist an der skan­
dinavischen Idee, beruht ans dem P rinz ip  der nationalen S ta a teu - 
bildung. Aber die Grenze zwischen deutscher und skandinavischer 
N a tio n a litä t läu ft nicht im  S ü d en , sondern im N orden Schlesw igs.

E d u a r d  H ae n e l S  Buch d ru cke re i  i n  B e r l i n .



håndbo
08.9655
Lorentzen, Karl
Der Londoner Traktat vom 8. Mai 1852

ex 9 074 713 4



BBSS

IBei j l .  ©ttttfntög in «Berlin er(c£;einen unb fitib burrfj ade SBucppanbtungen 
3n= unb Slublanbeb jit  bejiepen:

®ie ,Jeutfd)en Japrlmtper fur p o lit ik  unb $tteratur“  treten mit bem 
nenen Satire in' itjren 5 e t) n t e n «Baiib. «Bon §errn D r. £. $ . Oppenpeillt 
begrünbet unb heratibgegebeit in SSerbitibung mit einem Ddebaftionb- Somite, 
bab au6 ben §erreu t). llnrup, ^Jrofeffor IRubolpI) IBircpom unb melderen 
anbereu heroorrogenbeu «perfönlichfeiten bet- ©eutfdieu %ortfrf)rittépartei bcftctjt, 
haben fid) bie ©eutfcpeu Saprbiidjer bie Aufgabe geftetlt, bie großen Beitfragen 
auf bett ©ebicteu ber « ß o lit if ,  ß ite ra tu r  unb ^ß ^ ito fo p ^ ie  unbeirrt bott 
ben ©irren beb äRomeutb in grünblicpeu Erörterungen, aber in allgemein 
faßlicher ©pratpc unb mit Sitten jugäuglicper SKetl)obi{ beb Senfenb, ihrer 
enblicpeit ßöfuitg näher ju  bringen. ®a bibljcr anher einigen fcpmacpen «Ber* 
fuchen noch feine ©eutfepe Steüuc in ©tpl unb gorni ber großen Periodicals 
beb Sltiblanbcb beftanben, fo tonnte fiep ber «Begrünber uttb §eraubgeber biefer 
Beitfcprift fetbft nicht oerhehlen, bah er feine ganje Slufgabc nur langfant cr= 
fülleit, bab oorgeftccftc Biet nur allmäpticp erreichen fatin. ©ab mir aber 
mährenb ber Beit beb SSeftepenb ber Beitfcprift bereitb geboten hoben, barf 
immerhin alb «Bürgfcpaft für fernere ßeiftungeti gelten, © ir  merbett, mic 
bieb auch bibper gefepepeu, ben Ärcib ber bisherigen SWitarbeiter — 1>. b. Ull= 
rul), ß. ßaSfer, d. 31. IRopmäpIcr, 3knolb 9tugc, ß. IBamberger, Dr. øieg- 
raujtb, 36. IRi'tftorø, 0. IReucplitt, 3. SBiggerS, §. 93. Oppenheim, freitnunb 
©uthmutpii, §orn, ©. Sahbet’S, 3. ScpetT, t a r l  ßorenben,
hi. ßichert, ft. b. ^olkenoorf, f>. IRenpfd), ßatarug, SIbolf ølapv, ß. fRoitcf,
3. ß. Älciit, 2ß. ßöroe4alhe, t  tweften, (h. Pfeiffer, 3t. Beifing, 31. !>elffericp,
IR. SBalbmi'tllcr, £>. IBetn, 3.V. $artmann, 31. ©niniingpaug, IR. 9Sircpom,
Ä. SRaper (Ehlingen) n>- 
11. st. m. burch ferner Historisk bogsamling  
tion ju  ermeitent fud n o q r c c
Snhatteb bie Stefultatc u o .y o o u
ju  maepen. © ir  gli Lorentzen, Karl
Sitter berjenigen, roetc p er Londoner T rak ta t vom  8. Ma
bieten fuepen, oerfid) —
©eteiftete einen begri'i 
meteper mir in biefem
ju  bienen beftrebt fint 2 0 Q 3 1 0 Q g  4  3 2 6  9 7 7  1
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